
Land Baden-Württemberg   

Bekanntmachung 
über die Allgemeinverbindlicherklärung eines Tarifvertrags 

für das Hotel- und Gaststättengewerbe 

Vom 13. August 2020 

Auf Grund des § 5 des Tarifvertragsgesetzes in der bis zum 27. November 2003 geltenden Fassung der Bekannt-
machung vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1323) wurde im Einvernehmen mit dem Tarifausschuss des Landes Baden- 
Württemberg 

der Manteltarifvertrag für das Hotel- und Gaststättengewerbe in Baden-Württemberg vom 18. März 2002, 

abgeschlossen zwischen 

dem Hotel- und Gaststättenverband DEHOGA Baden-Württemberg e. V. einerseits und der Gewerkschaft Nahrung, 
Genuss, Gaststätten, Landesbezirk Baden-Württemberg, andererseits, 

mit Wirkung vom 1. Januar 2002 

mit den weiter unten stehenden Einschränkungen und Hinweisen für den Bereich des Landes Baden-Württemberg für 
allgemeinverbindlich erklärt. 

Geltungsbereich des Tarifvertrags: 

räumlich: für das Land Baden-Württemberg; 

fachlich: für alle Beherbergungsbetriebe, Gast- und Schankwirtschaften im Sinne des Gaststättengesetzes, 
einschließlich Bahnhofswirtschaften, Autobahnraststätten, Betriebe der Systemgastronomie, Betriebe 
der Handelsgastronomie, 

persönlich: für die in den vorstehend genannten Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer (ausgenommen Musiker und 
Artisten) und Auszubildenden.  

Protokollnotiz: Die Tarifvertragsparteien sind sich einig darüber, dass dieser Tarifvertrag auch auf Studierende an der 
Berufsakademie Anwendung findet. 

Die Allgemeinverbindlicherklärung wurde wie folgt eingeschränkt:   

– Von der Allgemeinverbindlicherklärung werden die §§ 21 und 24 ausgenommen.   

– Soweit Bestimmungen des Tarifvertrags auf Bestimmungen anderer Tarifverträge verweisen, erfasst die Allgemein-
verbindlicherklärung die verweisenden Bestimmungen nur, wenn und soweit die in Bezug genommenen tariflichen 
Regelungen ihrerseits für allgemeinverbindlich erklärt sind.  

Die Allgemeinverbindlicherklärung ist mit folgenden Hinweisen erfolgt:   

– Durch die tarifliche Regelung des § 4 D Nummer 2 Absatz 1 wird der Anspruch nach § 629 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs nicht berührt.   

– Durch die tarifliche Regelung des § 10 Nummer 4c werden die gesetzlichen Ansprüche nach dem Bundesurlaubs-
gesetz nicht berührt.    

– Durch die tarifliche Regelung des § 10 Nummer 9 wird der Anspruch auf die Urlaubsvergütung für den gesetzlichen 
Mindesturlaub nicht berührt.  

Eine zustimmende Befassung des zuständigen Ministers oder des Amtschefs im Sinne des Beschlusses des Bundes-
arbeitsgerichts vom 21. September 2016 – 10 ABR 33/15 – ist nicht erfolgt. Der oben genannte Tarifvertrag wird daher 
erneut auf Grund des § 5 des Tarifvertragsgesetzes in der bis zum 27. November 2003 geltenden Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1323) mit Wirkung vom 1. Januar 2002 mit den oben genannten 
Einschränkungen und Hinweisen für allgemeinverbindlich erklärt 

Die erneute Allgemeinverbindlicherklärung tritt an die Stelle der Allgemeinverbindlicherklärung vom 17. Juli 2002 
(BAnz. S. 19 123). 

Der Tarifvertrag wurde mit Wirkung vom 1. April 2015 durch den Ergänzungstarifvertrag vom 18. März 2015 zum 
Manteltarifvertrag geändert (BAnz AT 23.12.2015 B13). 
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Arbeitgeber und Arbeitnehmer, für die der Tarifvertrag infolge der Allgemeinverbindlicherklärung verbindlich ist, kön-
nen von einer der Tarifvertragsparteien eine Abschrift des Tarifvertrags gegen Erstattung der Selbstkosten (Papier und 
Vervielfältigungs- oder Druckkosten sowie das Übersendungsporto) verlangen. 

Stuttgart, den 13. August 2020 
24-5622.7/Hotel- und Gaststättengewerbe 
(Vormaliges Az.: 21-2450/XXIX/AVE 2002) 

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau 

Baden-Württemberg 

Dr. Nico le  Hof fmeister-Kraut  
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Manteltarifvertrag 

für das Hotel- und Gaststättengewerbe 
in Baden-Württemberg 
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§1 
Vertragszweck 

Rrjurch diesaTarifvertrag werden die Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer (ausgenommen Musiker 
í Arf/steijin Hotel-, Beherbergungs- und Gaststättengewerbe des Landes Baden-Württemberg 

g&regelt. 

Kommt vor den örtlichen Schiedsgerichten keine Einigung zustande, so ist der Fall dem 
Landesschiedsgericht zu überweisen, das durch einen unparteiischen Vorsitzenden geleitet wird. 
Einigen sich die Parteien über die Person des Vorsitzenden nicht, wird dieser von dem Präsidenten 
des Landesarbeitsgerichtes Baden-Württemberg als bestellende Instanz bestimmt. 
Ein Schiedsspruch des Landesschiedsgerichtes Ist für die Parteien bindend. 
Kommt kein Schiedsspruch zustande, so Ist der Streitfall dem Arbeitsgericht zur Entscheidung 
vorzulegen. 

§2 
Geltungsbereich 

1, räumlich: ßdas Land Baden-Württemberg 

2, fach/ich; föralle Beherbergungsbetriebe, Gast- und Schankwirtschaften Im Sinne des 
Gaststätterjääsetzes, einschließlich 

- Bahnhofsttitschaften 
- Autobahnraststätten 
- Beir/ebe der Systemgastronomie 
- Betriebe der Handelsgastronomie 

fOr die in den vorstehend genannten Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer (ausgenommen Musiker 
und Artisten) und Auszubildenden. 

Protokollnotiz: 

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig darüber, daß 
dieser Tarifvertrag auch auf Studierende an der Berufsakademie 
Anwendung findeL 

§3 
Arbeitsvermittlung und Einstellung 

•j Arbeitnehmer erhalten die Zu- und Rückreisekosten innerhalb des Bundesgebietes (Fahrgeld 
11.Kl.) für ein Vorsteiiungsgespräch vom Arbeitgeber gegen Nachwels erstattet, sofern das 
Vorslellungsgespräch vom Arbeltgeber veriangt wurde. 

2. Arbeitnehmer, die ordnungsgemäß von auswärts eingestellt worden sind, erhalten die Zu- und 
ROckreisekosten Innerhalb des Bundesgebietes (Fahrgeld II.Kl) vom Arbeitgeber gegen Nachweis 
erstattet, falls ihr Arbeltsverhältnis vor Ablauf von 3 Monaten nach Dienstantritt ohne Ihr 
Verschulden gelöst wird. 

V 

Die Schiedsgerichte haben spätestens 14 Tage nach Anruf tätig zu sein, andernfalls entscheidet das 
Arbeitsgericht. 

Für Einzelfälle wegen Nichterfüllung von Ansprüchen {Leistungsklage) sind grundsätzlich nur die 
Arbeitsgerichte zuständig. 

§25 
Gerichtsstand 

Gerichtsstand ist der Sitz des Betriebes. 

§26 
Inkrafttreten 

Dieser Manteltarifvertrag tritt mit Wirkung ab 01.01.2002'm Kraft. Sämtliche 
bisher bestehenden Regelungen werden durch ihn ersetzt. 

§27 
Laufzelt 

Der Manteltarifvertrag kann mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Quartal, erstmals jedoch 
zum 31. Dezember 2005 gekündigt werden 

Stuttgart, den 18. März 2002 

Hotel- und Gaststättenverband 
DEHOGA Baden- Württemberg e.V. 

Endblhardt 

Gewerkschaft Nahrung-Genu ß-Gaststätten 
LandesbezIrl^jBaden-Württemberg 

Müller 

;.^. 
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§22 
Sondervereinbarung 

Alle mündlichen oder schriftlichen Vereinbarungen zwischen den einzelnen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern oder zwischen dem Arbeitgeber und der Arbeitnehmerschaft eines Betriebes 
(Betriebsvereinbarung) sind ungültig, soweit sie irgendwelche Ansprüche aus dem Tarifverhältnis 
preisgeben oder die in diesem Tarifvertrag getroffenen Vereinbarungen zuungunsten der 
Arbeitnehmer umändern bzw. abändern. 
Erlaßverträge, auch in der Form der Ausgleichsquittung, sind schriftlich niederzulegen. Sie sind 
ungültig, falls sie innerhalb von einer Woche schriftlich widerrufen werden. 

§23 
Ausschlußfristen 

a) Ansprüche für über die vereinbarte Regelarbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeitszeil, welche 
innerhalb einer Ausschlußfrist von 3 Monaten nach erfolgter Abrechnung nicht schriftlich geltend 
gemacht werden, sind venwirl^t. 
Für Ausgleichsansprüche gemäß § 6 G und § 8 Ziffer 2 beträgt die Ausschlußfrist 3 Monate   nach 
Ablauf des Ausgleichszeltraums der §§ 6 G und 8 Ziff. 2 (Beispiel: 3 Monate Ausgleichszeitraum 
plus 3 Monate Ausschlußfrist). In Saisonbetrieben beginnt eine 2monatige Ausschlußfrist mit dem 
tatsächlichen Ausscheiden aus dem Betrieb, spätestens am Ende der Saison und nach erfolgter 
Abrechnung 

b) Ansprüche wegen falscher tariflicher Einstufung sind nach Ablauf einer Ausschlußfrist von 3 
Monaten, gerechnet vom Tage der Abrechnung, ven/virkt, sofern sie nicht innerhalb der Frist von 3 
Monaten schriftlich geltend gemacht sind. 

c) Alle gegenseitigen Ansprücfie aus dem Arbeltsverhältnis/Ausbildungsverhältnis sind nach 
Ablauf 
einer Ausschlußfrist von 2 Monaten, gerechnet vom Tage des tatsächlichen Ausscheidens aus 
dem Betrieb, verwirlrt, sofern sie nicht innerhalb dieser Frist schriftlich und spätestens innerhalb 
des dritten Monats nach dem Ausscheiden gerichtlich geltend gemacht sind. 

Macht innerhalb dieser Ausschlußfrist eine Partei eine Fordenjng geltend, so beginnt für die andere 
Partei eine neue Ausschlußfrist von einem Monat. 

d) Schadenersatzansprüche aus einem Ausbildungsverhältnis sind 6 Monate nach Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses verwirkt. 

e) Voraussetzung für das Wirksamwerden der Ausschlußfristen der Ziffern a bis d ist die Erteilung und 
Aushändigung einer ordnungsgemäßen Abrechnung gemäß § 5 I., C1 an die letzte dem Betrieb 
bekanntgegebene Anschrift. 

§24 
Tarifliche Schiedsgerichte 

Zur Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der Auslegung dieses Tarifvertrages ergeben, werden 
örtliche Schiedsgerichte, für allgemeine und grundsätzliche Fragen ein Landesschiedsgericht gebildet. 
Die örtlichen Schiedsgerichte bestehen aus je einem, das Landesschiedsgericht aus je zwei Vertretern 
der Tarifvertragsparteien. 

« 

•-   1!'^ 

§4 
Kündigungsfristen, Probezeit 

Aushändigung von Arbeitspapieren und Zeugnissen, 
Verdienstschutz für ältere Arbeitnehmer 

A Schriftlicher Arbeitsvertrag 

Alle Arbeitsverhältnisse einschließlich der Probe-, Aushilfs- und befristeten Arbeitsverhältnisse 
sollen spätestens 3 Tage nach Arbeltsaufnahme schriftlich niedergelegt werden. 

B Probezeit 

Es gelten folgende Kündigungsfristen 

1. Probezeit für gewerbliche Arbeitnehmer und Angestellte 

Die ersten drei IVIonate nach der Einstellung gelten als Probezeit. Während dieser Probezeit 
kann beiderseits wie folgt gekündigt werden: 
Innerhalb der ersten 2 Monate mit einer Frist von 3 Kalendertagen zu jedem Kalendertag, im 
3. Monat mit einer Frist von 7 Kalendertagen zum 15. oder Monatsletzten. 
Wird das Arbeitsverhältnis während der Probezeit nicht gelöst, so gilt es als auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

2. Verlängerte Probezeil für Angestellte 

Durch Einzeiarbeitsvertrag kann eine Probezeit von insgesamt 6 Monaten vereinbart werden. 
Während dieser Probezeit kann beiderseits in den ersten 3 Monaten gem.Ziff.l, ab dem 
4.Monal mit einer Frist von 2 Wochen zum 15. oder Monatsletzten gekündigt werden. 

3. Probezeit für Auszubildende 

Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Sie muß mindestens einen 
Monat und dari höchstens drei Monate betragen. 

Während der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis jederzeit ohne Einhalten 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

Im übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

C Kündigungsfristen 

1. Grundkündigung: 

Nach Ablauf der Probezeit gilt beiderseits eine Kündigungsfrist von 4 Wochen zum 15. oder 
Monatsletzten. 

2. Diese Frist verändert sich für beide Seiten nach zweijähriger ununterbrochener 
Beschäftigungsdauer auf 4 Wochen zum Monatsende. 
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3. Verlängerte Kündigungsfristen 

Die Kündigungsfrist veriängert sich bei einer Kündigung durch den Arbeitgeber: 

wenn das Arbeitsverhältnis 5 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 3 Monate 
zum Monatsletzten. 
Wenn das Arbeltsverhältnis 8 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 4 Monate 
zum Monatsletzten. 
Wenn das Arbeitsverhältnis 10 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 5 Monate 
zum Monatsletzten. 
Wenn das Arbeitsverhältnis 12 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 6 Monate 
zum Monatsletzten. 
Wenn das Arbeitsverhältnis 15 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 7 Monate 
zum Monatsletzten. 
Wenn das Arbeitsverhältnis 20 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 8 Monate 
zum Monatsletzten. 

Bei der Berechnung der Beschäfligungsdauer werden Beschäftigungsjahre, die 
vor Vollendung des 25. Lebensjahres liegen, nicht berücksichtigt. 

Bezüglich der Beschäftigungsdauer in Saisonbetrieben gilt die Regelung des § 10 Ziff. 6 
IVITV entsprechend. In Saisonbetrieben kann abweichend von Satz 1 eine Kündigungsfrist 
von 1 Monat zum IVlonatsende vereinbart werden. 

4. Der Arbeitnehmer hat vor Antritt des Tarifurlaubs die Uriaubsadresse beim Arbeitgeber zu 
hinteriegen. 
Bei einer während des Tarifurlaubs ausgesprochenen ordentlichen Kündigung beginnt die 
Kündigungsfrist erst mit der Beendigung des gewährten Tarifuriaubs. 

D Zeugnisse 

1. Origlnalzeugnisse bzw. Abschriften sind nach Einsichtnahme bei der Einstellung an den 
Arbeitnehmer zurückzugeben. Der Arbeitgeber darf für seine Unterlagen Kopien der ihm 
eingereichten Bewerbungsunteriagen fertigen. 

Der Arbeitgeber haftet dem Arbeitnehmer für jeden Schaden, der ihm aus der Zurückhaltung der 
Zeugnisse erwächst. 

2. Nach einjähriger Beschäftigungsdauer hat nach erfolgter Kündigung sowie vor Ablauf eines auf Zeit 
eingegangenen Arbeitsverhältnisses der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer auf Verlangen 
angemessene Zelt zum Aufsuchen einer neuen Arbeitsstelle unter Fortzahlung des Lohnes bzw. 
Gehaltes zu gewähren. 
Auf Wunsch Ist dem Arbeitnehmer ein vorläufiges Zeugnis auszustellen, das beim Austritt des 
Arbeitnehmers aus dem Betrieb in ein endgültiges Zeugnis umzutauschen ist. 
Beide Zeugnisse müssen sich auf Veriangen des Arbeitnehmers auch auf Angaben über Leistung 
und Führung erstrecken. 
Mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind dem Arbeitnehmer die Arbeitspapiere und der 
rückständige Lohn bzw. das Gehalt auszuhändigen. 

1 
! 
I 

§18 
Putzarbeiten 

Außer der üblichen Servierarbeit einschließlich aller Vor- und Nacharbeiten hat das Sen/ierpersonal 
neben dem Polieren der Gläser nur die ständig auf den Tischen befindlichen Gegenstände (Menage, 
Aschenbecher usw.) sauberzuhalten, in Kleinbetrieben mit nicht mehr als 3 ständig beschäftigten 
Arbeitnehmern ist das Servierpersonal auch zum Spülen und Polieren der Gläser und zum Polieren 
des Bestecks verpflichteL 

Alle groben Putzarbeiten sind grundsätzlich vom festbesoldeten Hilfspersonal auszuführen. 

§19 
Abzüge - Abgaben 

Abzüge vom Lohn für Geschirr-, Gläserbruch und dgl. bzw. Abgaben irgendwelcher Art dürfen in 
keiner Form erfolgen; ausgenommen sind die anteiligen Sozialversicherungsbeiträge und 
Lohnsteuern. Der Arbeitnehmer ist jedoch für alle Bmchschäden zum Selbstkostenpreis persönlich 
haftbar, die durch Vorsatz entstehen. Bei grober Fahrlässigkeit kann nach vorheriger schriftlicher 
Abmahnung ebenfalls Schadenersatz in Höhe des Selbstkostenpreises verfangt werden. 

§20 
Kaution - Zechprellereien - Kreditgewährung 

1. Die Stellung einer Kaution darf vom Arbeitnehmer nicht verlangt werden. 

2. Für Zechprellereien haftet der Arbeitnehmer nur dann, wenn er diese vorsätzlich oder fahriässig 
verschuldet hat. Er haftet nicht, wenn ihm das sofortige Kassieren untersagt ist. Der Arbeitgeber hat 
genaue Anordnung zu treffen, wann zu kassieren ist. 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeltgeber von jeder Zechprellerei sofort Meldung zu 
machen. 

3. Eine Kreditgewährung an Gäste zu Lasten des Betriebes ist nicht gestattet. 

Hotelportiers haften nicht für Ausfälle an von ihnen gemachten Auslagen, wenn ihnen nicht gestattet 
ist, dieselben sofort zu kassieren. Auf Verlangen müssen Auslagen auf die Rechnung gesetzt 
werden. 

>.   Die Erhebung von Mankogeld Ist nicht zulässig, sofern keine Mankogeldvereinbarung 
besteht. Eine derartige Vereinbarung muß auch die Zahlung eines Pauschalbetrages als 
Ausgleichszahlung beinhalten. 

§21 
Betriebsvertretung und Vertrauensleute 

Für die Errichtung der Betriebsvertretung (Wahl von Betriebsräten) gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen, in Betrieben, in denen aus irgendwelchen Gründen die Betriebsvertretung nicht 
Zustande gekommen ist, kann aus der Mitte der Arbeitnehmer in geheimer Wahl mit einfacher 
Stimmenmehrheit ein Vertrauensmann gewählt werden. 
Für diesen gelten die gleichen Kündigungsschutzbestimmungen wie für die Betriebsräte. 
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§16 
Garderobe-, Berutswäsche und -Kleidung - Versicherung 

1. Die übliche Berufskleidung ist vom Arbeitnehmer selbst zu stellen. Als übliche Benjfskleidung gilt: 

für Kellner der Einheitsanzug oder weiße Jacke, in Betrieben ersten Ranges kann Frack verlangt 
werden; für weibliches Servierpersonal möglichst dunkle Kleidung mit weißer Servierschürze. 

Serviertücher, Kochschürzen, Vorstecker und Handtücher stellt der Arbeitgeber. 

Besondere Ausrüstungsstücke wie Livreen, Tressen, Litzen und Knöpfe werden vom Arbeitgeber 
gestellt. 

2. In Betrieben, in welchen das Tragen spezieller Berufstracht verlangt wird, ist diese vom Arbeitgeber 
zu stellen. Sie bleibt Eigentum des Betriebes. 

Wenn der Betrieb von Büfettkräften, Verkäufer/innen, Zimmermädchen oder Garderobefrauen das 
Tragen von Hauben oder besonderen gleichmäßigen Waschkleidern verlangt, so hat der diese zu 
eigenen Lasten zu stellen und auch zu reinigen. Die Beschaffung aller sonst üblichen 
Berufskleidung obliegt den Arbeitnehmern. 

Berufswäsche des Kochpersonais {Kochjacken usw.) ist vom Betrieb zu reinigen bzw. ist hierfür das 
tatsächlich aufgewandte Waschgeld monatlich zu ersetzen. Insoweit andere Arbeitnehmergruppen 
tariflichen Anspruch auf Reinigung der Berufswäsche haben, gelten dieselben Bestimmungen. 

Dem im Betrieb bzw. Haus wohnenden Personal muß die Möglichkeit gegeben werden, seine 
Leibwäsche im Betrieb zu reinigen. 

3. Für die Aufbewahrung der Garderobe hat der Betriebsinhaber verschließbare Schränke bzw. 
Räume zur Verfügung zu stellen. 

4. Die Garderobe, Wäsche und sonstiges Eigentum der Arbeitnehmer sind in einer ihrem Zeitwert 
entsprechenden Höhe gegen Feuer und Einbruch-Diebstahl zu versichern.Die Versicherungsprämie 
trägt der Arbeitgeber. 

§17 
Werkzeug - Putzmaterial 

Das Stellen sowie die Instandhaltung der notwendigen Werkzeuge der Handwerker, Köche, 
Konditoren und Schlächter des nötigen Putzzeuges und Schuhputzmaterials der Hotel- und 
Pensionshausdiener sowie des Putzmaterials für das Toilettenpersonal ist Sache des Betriebes. 

^1 
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E Verdienstschutz für ältere Arbeitnehmer 

1. Arbeitnehmern, die das fünfzigste Lebensjahr vollendet haben und bei denen die Summe von 
Lebensalter und ununterbrochener Betrietiszugehörigkeit mindestens die Zahl 68 ergibt, muß bei 
Versetzung und Änderungskündigung das bisherige (tarifliche) Einkommen unter Zugoindelegung 
der regelmäßigen (tariflichen) Arbeitszeit erhalten bleiben. Dieses tarifliche Einkommen nimmt an 
den Tarifveränderungen teil. 

2. Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung spätestens mit Ablauf des Monats, in dem der 
Arbeitnehmer sein 65. Lebensjahr vollendet hat bzw. Rentenanspruch hat oder in dem der 
Arbeitnehmer vorgezogenes Altersruhegeld bezieht. 
Das gilt aber nur insoweit, als von dieser Regelung Arbeitnehmer betroffen sind, deren Anspruch 
auf Altersruhegeld erfüllt ist. 

F Betriebszugehörigkeit 

Soweit es in diesem Vertrag auf die Betriebszugehörigkeit ankommt, werden alle 
Beschäftigungsjahre, die im Betrieb ununterbrochen verbracht wurden, zusammen- 
gerechnet. 

Hinsichtlich der Kündigung werden bei der Berechnung der Beschäftigungsdauer die 
Beschäftigungsjahre, die vor Vollendung des 25. Lebensjahres liegen, nicht berücksichtigt. 

§5 
Entlohnung 

I. Allgemeine Grundsätze 

A Eingruppierung 

1. Die Entlohnung erfolgt aufgrund eines besonderen Lohn- und Gehaltstarifvertrages. Die 
Arbeitnehmer sind entsprechend ihrer Tätigkeit in eine der im Lohn- und Gehaltstarifvertrag 
vorhandenen Positionen einzustufen. 
Auf Verlangen ist die Eingruppierung schriftlich zu bestätigen. 

2. Die Löhne und Gehälter des Lohn- und Gehaltstarifvertrages sind Mindestsätze. Alle 
Bestimmungen des Lohn- und Gehaltstarifvertrages sind unabdingbar. 

B Zeitpunkt der Lohn- oder Gehaltszahlung 

Die Lohn- oder Gehaltszahlung erfolgt spätestens am 5. des unmittelbar folgenden Monats. Bei Lohn- 
oder Gehaltsabrechnung über Datenträger erfolgt die Lohn- oder Gehaltsabrechnung und 
Restzahlung jeweils bis zum 5. Werktag des unmittelbar folgenden Monats. 

Auf Verlangen des Arbeitnehmers ist am Monatsschluß eine Abschlagszahlung in Höhe des zu 
enwartenden Verdienstes auszuzahlen. 

C Lohn- oder Gehaltsabrechnung 

1.   Mit der monatlichen Endabrechnung ist jedem Arbeitnehmer eine Abrechnung mit spezifizierter 
Angabe der Bezüge und Abzüge auszuhändigen. 



Spezifiziert ist eine Lohn- und Gehaitsabrechnung dann, wenn folgende Angaben enthalten sind: 
Lohn bzw. Gehalt für die vereinbarte Arbeitszeit, Anzahl und Lohn für Mehrarbeitsstunden, evtl. 
andere Zulagen, Gesamtverdienst, Abzüge, Abschlagszahlungen, auszuzahlender Betrag. § 6 G 
{Freizeitausgleich bei Mehrarbeit) ist zu beachten. 

2. Bei Barzahlung Ist der Arbeitnehmer in Gegenwart des Auszahlers zur Nachprüfung der Lohn- bzw. 
Gehaltszahlung verpflichtet. Stimmt der Geldbetrag mit der Abrechnung nicht Oberein, so ist dies 
sofort der Geschäftsleitung oder dem von ihr Beauftragten mitzuteilen. Einwände gegen die 
rechnerische Richtigkeit der Abrechnung sind spätestens innerhalb von 10 Tagen nach 
Aushändigung der Abrechnung beim Arbeitgeber gellend zu machen. 

3. Verrichtet ein Minderentlohnter für die Dauer einer Lohnperiode die Arbeit eines Besserentlohnten, 
so erhält er den Lohn des letzteren. 

D Umsatzbetelligte 

1. Die Entlohnung des Servierpersonals (Umsatzbeteiligte) erfolgt durch prozentuale 
Umsatzbeteiligung entsprechend Ziffer 3, unter Beachtung des garantierten Mindesteinkommens 
(Garantielohn). Erreicht der Arbeitnehmer aus der Umsatzbeteiligung nicht seinen Garantielohn, 
ggf. zuzüglich der Grundvergütung für Mehrarbeit (§ 7 Ziff.1), so ist der Arbeitgeber verpflichtet, den 
fehlenden Betrag aus eigenen Mitteln aufzuzahlen. 

2. Anstelle der Entlohnung durch prozentuale Umsatzbeteiligung kann mit Zustimmung des 
Betriebsrates oder, wo dieser nicht besteht, durch Mehrheitsbeschluß der betroffenen Arbeitnehmer 
mit Zustimmung des Arbeitgebers die Festentlohnung eingeführt werden. 

Das geänderte Entlohnungssystem gilt für die Dauer von 1 Jahr und kann mit einer Frist von 3 
Monaten gekündigt werden. Falls nicht vom Arbeltgeber oder der Mehrheit der betroffenen 
Arbeitnehmer gekündigt wird, veriängert sich die Vereinbarung jeweils um 1 Jahr. 

3. Die auf Umsatzbeteiligung beschäftigten Arbeitnehmer (Umsatzbeteiligte) erhalten als Entlohnung 
mindestens 11,3 Prozent des ausschließlich von ihnen selbst getätigten Umsatzes aus dem Verkauf 
von Speisen, Getränken, sonstigen Waren oder Leistungen. 

Diese Umsatzbeteiligung errechnet sich aus dem Endpreis wie folgt: 

11,3 Prozent Umsatzbeteiligung entsprechen 8,75 Prozent vom Endpreis. 
Nachstehende Umsatzbeteiligungen sind Rechenhilfen: 

12 Prozent Umsatzbeteiligung =9,24 Prozent vom Endpreis 
12,5 Prozent Umsatzbeteiligung = 9,58 Prozent vom Endpreis 
13 Prozent Umsatzbeteiligung = 9,92 Prozent vom Endpreis 
14 Prozent Umsatzbeteiligung = 10,59 Prozent vom Endpreis 
15 Prozent Umsatzbeteiligung = 11,24 Prozent vom Endpreis 

Der Endpreis umfaßt den Preis für Waren oder Leistungen, Umsatzanteil der Umsatzbeteiligten, 
Mehrwertsteuer. Den vorstehenden Sätzen liegt eine Mehrwertsteuer in Höhe von 16 Prozent 
zugrunde. Im Falle einer Änderung der Höhe der Mehrwertsteuer errechnen die 
Tarifvertragsparteien die sich daraus ergebenden neuen Anteilsätze der Umsatzbeteiligten und 
schließen eine entsprechende Änderungsvereinbarung ab, die den Prozentempfängern das 
vorstehende Anteilsergebnis sichert. Die Höhe der Umsatzbeteiligung ist mit dem betroffenen 
Arbeitnehmer im Einzelarbeitsvertrag festzulegen. 
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Diese beträgt: ab 2002; 
ab 2003: 
ab 2005: 

EUR 512,- 
EUR 580,- 
EUR 630,- 

Arbeitnehmer die am 1. November länger als 2 Jahre im gleichen Betrieb beschäftigt sind, 
erhalten 2002 EUR 614, ab 2003 EUR 700,- und ab 2005 EUR 750 

Auszubildende erhalten folgende Jahressondervergütung : 
2002 ab 2003 

im 1. Ausbildungsjahr EUR 77,- EUR 90,- 
im 2. Ausbildungsjahr EUR 103,- EUR 115,- 
im 3. Ausbildungsjahr EUR 141.- EUR 155,- 

2. Teilzeitbeschäftigte erhalten die Jahressondervergütung in einer Höhe, die dem Verhältnis der mit 
ihnen vereinbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen tariflichen Arbeitszeit entspricht. 

Für den Anspruch auf Jahressondervergütung gemäß Abs. 1 gilt die Arbeit der Saisonarbeitnehmer 
dann nicht als unterbrochen, wenn sie infolge des Charakters des Betriebes als Saisonbetriebe 
ausgesetzt werden mußte. 

Die Jahressondervergütung wird nach Erfüllung der Wartefrist entsprechend Abs. 1 um 1/12 für 
jeden Kalendermonat der Nichtbeschäftigung gekürzt. 

Die Wartefrist gilt als erfüllt, wenn der Arbeitnehmer im gleichen Betrieb 11 Monate lang innerhalb 
von 2 aufeinanderfolgenden Jahren beschäftigt war. 

Anspruchsberechtigte Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis im Kalenderjahr kraft Gesetz oder 
Vereinbarung ruht, haben keinen Anspruch auf die Jahressondervergütung. Ruht das 
Arbeitsverhältnis im Kalenderjahr nur teilweise, so besteht nur Anspruch auf anteilige Leistung. 

3. Bei Krankheit kann, wenn die Arbeltsunterbrechung länger als 6 Monate dauert, die 
Jahressondervergütung für jeden angefangenen Monat um ein Zwölftel gekürzt werden, es sei 
denn, die Krankheit ist Folge eines Betriebsunfalles oder einer Berufskrankheit. 

4. Scheidet ein Arbeitnehmer vor dem 1. April des folgenden Kalenderjahres aus dem 
Arbeitsverhältnis aus, so kann die 100,- Euro hinausgehende Jahressondervergülung im Rahmen 
der Gnjndsätze der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes zurückgefordert werden. Sie gilt 
insoweit als Entgeltvorschuß. 

Die Rückzahlung entfällt beim Ausscheiden wegen Erreichens der Altersgrenze oder infolge Bemfs- 
oder Erwerbsunfähigkeit sowie bei Kündigung durch den Arbeitgeber aus betriebsbedingten 
Gründen bzw. bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses im gegenseitigen Einvernehmen, es sei denn, 
die Auflösungsvereinbarung erfolgt zur Abwendung einer arbeitgeberseitigen verhaltensbedingten 
Kündigung. 

5. Auf die Jahressondervergütung können freiwillig oder einzelvertraglich vereinbarte betriebliche 
Leistungen wie 13. Monatsentgelt, Gratifikationen, Weihnachtsgelder, Jahresabschlußprämien, 
übertarifliches Uriaubsgeld und ähnliches angerechnet werden. 

6. Die Jahressonderzahlung ist, soweit im Einverständnis mit dem Betriebsrat oder, wo ein solcher 
nicht besteht, mit dem betroffenen Arbeitnehmer, nichts anderes vereinbart, mit dem Entgelt für den 
Monat November auszuzahlen. 
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5. Stirbt ein Arbeitnehmer, der mindestens drei Jahre im Betrieb beschäftigt war, so ist sein Lohn oder 
Gehalt auf der Basis des Effel<tivverdienstes für die Dauer von zwei Wochen - vom Todestag an 
gerechnet - an den mit ihm in Hausgemeinschaft lebenden Ehegalten oder an die noch 
minderjährigen Kinder weiterzuzahlen. 

Dem verstorbenen Verheirateten ist der Ledige gleichzustellen, wenn er alleiniger Ernährer seiner 
Eltern war; an diese erfolgt die Lohnfortzahlung. 

Die Dauer der Weiterzahlung von Lohn oder Gehalt verlängert sich nach 
einer Betriebszugehörigkeit von 5 Jahren auf 4 Wochen, 
einer Betriebszugehörigkeit von 9 Jahren auf 6 Wochen. 
Beim Tod durch Betriebsunfall entfällt die Wartezeit. 

6. Alle aus Vorstehendem anfallenden Vergütungen an Arbeitnehmer resp. deren Angehörige sind 
vom Arbeltgeber aus eigenen Mitteln zu bestreiten. 

§14 
Kost und Wohnung 

1. Die im Lohn- und Gehaitstarifvertrag vereinbarten Beträge sind Bruttobezüge. Die Arbeitnehmer 
haben keinen Anspruch auf Naturalleistungen (Kost, Wohnung usw.). 

2. Es liegt im freien Ermessen eines jeden Arbeitnehmers, ob er bei einem entsprechenden Angebot 
des Arbeitgebers Verpflegung, Wohnung, Unterkunft ganz oder teilweise vom Betrieb kaufen oder 
mieten will. Entscheidet er sich hierzu, dann ist er Käufer oder H/Ileter resp. Untermieter und zahlt 
dafür den vereinbarten Preis. 

Diese Vereinbarung kann nur mit einmonatiger Frist zum Monatsende gekündigt werden und endet 
automatisch bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

3. Bei den in der Küche beschäftigten Arbeitnehmern ist davon auszugehen, daß sie mindestens eine 
Hauptmahlzeit einnehmen. Der in der amtlichen Sachbezugswertverordnung festgesetzte Betrag 
darf hierfür höchstens In Rechnung gestellt werden. 

4. Wohnraum wird nur Im Rahmen des Arbeitsverhältnisses zur Verfügung gestellt. Er braucht bei 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht gesondert gekündigt werden. Der Arbeitnehmer ist 
verpflichtet, den Wohnraum bei rechtskräftiger Beendigung des Arbeilsverhältnisses zu räumen und 
herauszugeben. Nicht betroffen von dieser Regelung ist Wohnraum, der aus mehr als einem 
Zimmer besteht. 

Hiervon abweichende Vereinbarungen bedürfen der Schriftform 

§15 
Jahressondervergütung 

1. Arbeitnehmer, die am 1. November eines Kalenderjahres eine ununterbrochene 
Betriebszugehörigkeit von 10 Monaten haben und die an diesem Tage in einem ungekündigtem 
Arbeitsverhältnis stehen, erhalten eine JahressondervergOtung in Form einer 
Weihnachtsgratifikation. 
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4. Die laut Ziffern 1 und 3 prozentual vom Umsatz zu errechnenden Löhne bzw. Gehälter stehen 
ausschließlich dem im Lohn- und Gehaltstarifvertrag unter C. Umsatzbeteiligte aufgeführten 
Sen/ierpersonal zu. 

11. Sonderregelung bei Umsatzbeteiligung 

1. In Schankbetrieben und Hotelrestaurants kann mit Zustimmung des Betriebsrates oder, wo dieser 
nicht besteht, durch Mehrheitsbeschluß der betroffenen Arbeitnehmer Im Einvernehmen mit deni 
Arbeitgeber das Troncsystem eingeführt oder abgeschafft werden. 
Eine solche Änderung kann nur mit einer Vorankündigung von einem Monat durch Aushang 
erfolgen. 
Erscheint eine Änderung Im Entlohnungssystem für erforderiich, so entscheiden hierüber die 
Betroffenen durch Mehrheitsbeschluß. Die Änderung des Entlohnungssystems kann nur mit einer 
Vorankündigung von einem Monat erfolgen. 
DerTronc wird durch den Betriebsinhaber vera/altet und bis spätestens zum 5. (bzw. bei EDV zum 
15.) des darauffolgenden Monats mit den beteiligten Arbeitnehmern abgerechnet. 

2. Der Betriebsrat und die nach § 24 zu bildenden Schiedsgerichte haben jederzeit Einblicksrechl In 
die erforderiichen Unterlagen. 

3. Werden die Garantielöhne der Umsatzbeteiligten durch die Umsatzbeteiligung eines Monats nicht 
erreicht, so sind die Fehlbeträge am Schluß des gleichen Monats bzw. bis spätestens zum 5. (bzw. 
bei EDV zum 15.) des unmittelbar folgenden Monats durch den Arbeitgeber aufzuzahlen. 

Der Garantielohn gilt bei Saisonbetrieben als erreicht, wenn er im Durchschnitt von drei Monaten 
aus dem Tronc gedeckt wird. Die der Auszahlung zugrunde liegende Periode von drei Monaten 
muß in jedem Betrieb Im voraus mit dem Betriebsrat oder, wo dieser nicht besteht, mit den 
betroffenen Arbeitnehmern festgelegt werden. Die Auszahlung erfolgt in den ersten beiden Monaten 
auf der Grundlage der Garantielöhne und am Ende des dritten Monats auf der Gnjndlage der 
Gesamtabrechnung der in den drei Monaten vereinnahmten Umsatzanteile. Wird hieriiei die 
Summe der Garantielöhne für drei Monate durch den Tronc nicht gedeckt, so hat der Arbeltgeber 
die Fehlbeträge aus eigenen Mitteln aufzuzahlen. 

Als Saisonbetriebe gelten diejenigen Betriebe, welche in den im Anhang des Lohn- und 
Gehaltstarifvertrages verzeichneten Orten liegen, während der jeweils angegebenen Zeitdauer, und 
Betriebe mit vonwiegendem Saisoncharakter, soweit sie in dem Anhang des Lohn- und 
Gehaltstarifvertrages besonders aufgeführt sind. Für Fremdenhelme und Pensionen gilt die im 
Lohn- und Gehaltstarif unter Abschnitt D getroffene Sonderregelung. 

4. Als Verteilungsschlüssel beim Troncsystem gilt der tarifliche Garantielohn entsprechend der 
geleisteten Arbeitszeit. 

5. Die Beschäftigung von Oberkellnern ohne Revier (ausgenommen der Oberkellner in Hotels und 
erstrangigen Restaurants) und deren Beteiligung am Tronc setzt voraus, daß im französischen 
System serviert wird und diesen Oberkellnern mindestens 10 Kellner unterstellt sind, die "Chefs de 
rang", "Commis" und Auszubildende im 3. Ausbildungsjahr umfassen, wobei anstelle von zwei 
Commis auch zwei im 3. Ausbildungsjahr stehende Auszubildende treten können. 
Als Oberkellner ohne Revier gelten grundsätzlich nur solche Art)eilskräfte, welche den Kellnerberuf 
erlernt haben. Ihr Betätigungsfeld ist folgendes: 



Beratung der Gäste über Speisen und Getränke sowie Entgegennahme der Bestellungen mit 
Weiterleitung an die Chefs de rang. Durch diese Tätigkeit, welche auch ausschlaggebend 
umsatzerhöhend wirken muß, tragen sie ihren Anteil zur Stärkung des Tronc bei. Neben der 
Übenvachung des Service obliegt ihnen auch das etwaige Tranchieren von Speisen in unmittelbarer 
Nähe der Gäste. 

6. Arbeitnehmer, die lediglich platzanweisende, aufsichts- oder geschäftsführende Tätigkeiten 
ausüben, sind vom Betriebsinhaber aus eigenen Mitteln zu entlohnen. 

§6 
Arbeitszeit 

A Regelmäßige Arbeitszelt 

1. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt 39 Stunden, die regelmäßige 
tägliche Arbeitszeit   beträgt mindestens 7 Stunden und höchstens 8 Stunden an 
jeweils 5 Tagen pro Woche, ausschließlich der Essens- und Ruhepausen. 

Während dieser Pausen müssen die Arbeitnehmer von jeder Arbeit freigestellt 
werden. 

2. Die Gewährung der Arbeitszeitverkürzung von der 40-Stunden-Woche zur 
39-Stunden-Woche kann durch Zusammenfassung zu halben oder ganzen 
Tagen erfolgen. 

3. Für jugendliche und weibliche Arbeitnehmer gelten die besonderen gesetzlichen 
Schutzbestimmungen. Die Berufsschulzeit gilt als Arbeitszeit, desgleichen die für zusätzliche 
Fachschulkurse benötigte Zeit. 

4. Am 24. Dezember soll nach Möglichkeit den Arbeitnehmern ab 15.00 Uhr bezahlte Freizeit 
gegeben werden. Arbeitnehmer, die am 24. Dezember nach 16.00 Uhr mehr als 4 Stunden 
arbeiten müssen, erhalten zusätzlich einen freien bezahlten Tag. 

B Festlegung der ArbeltszeiťDIenstplan 

1. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen werden unter Beachtung des 
Betriebsverfassungsgesetzes schriftlich festgelegt und durch Aushang bekanntgegeben. 

2. Betriebe bis einschließlich 5 Arbeitnehmer sollen einen Dienstplan erstellen, und Betriebe ab 6 
Arbeitnehmern und Ausbildungsbetriebe müssen einen Dienstplan erstellen. Dienstpläne sind 
spätestens am Freitag der laufenden Woche für Montag bis Sonntag der folgenden Woche zu 
erstellen und auszuhängen. 

Eine Abweichung vom vorgesehenen Dienstplan muß, außer in unvorhergesehenen Fällen, 
mindestens 3 Tage vorher mitgeteilt werden. Unterbleibt die Ankündigung, ist der Arbeitnehmer nur 
zur Einhaltung des vorgesehenen Dienstplans verpflichtet. 

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf die Bezahlung der vereinbarten Monatsarbeitszeit. 
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§13 
Lohnzahlung bei Arbeitsversäumnis, 

Arbeitsunterbrechung, Krankheit - 
Beihilfe im Sterbefall 

1. Alle Arbeitnehmer erhalten bei Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses unter Fortzahlung ihrer vollen 
Bezüge - Prozentempfänger gemäß § 9 Ziff. 3 (Feiertagsvergütung) - Freizeit in erforderlichem 
Umfang bis zur Dauer von 3 Arbeitstagen 

a) bei eigener Hochzeit 
b) bei Niederkunft der Ehefrau 
c) bei Todesfällen der Familienmitglieder 

Als Familienmitglieder gelten: Ehegatten, Kinder, Stief- und Pflegekinder, Eltern, Stief- und 
Pflegeeltern, Schwiegereltern, Geschwister, Großeltern. 

d) Bei Wohnungswechsel (Umzug) von Arbeitnehmern mit eigenem Hausstand. 
Sofern in Fällen von Arbeitsverhinderung gesetzliche Ansprüche auf Erstattung 
von Lohnausfall gegen Dritte - auch subsidiär (nachrangig) - bestehen, hat der 
Arbeitnehmer kein Anspruch auf Lohnfortzahlung. 

2. Die gleiche Vergütung wie in Ziffer 1 wird - soweit keine andere Entschädigung eintritt - bis zur 
Höchstdauer von 3 Tagen fortgewährt, 

bei Versäumnis zur Wahrnehmung staatsbürgerlicher Rechte und Ehrenämter, auch solcher 
gewerkschaftlicher Art, 

bei Vorladung durch ein Gericht als Beisitzer, Sachverständiger oder Zeuge. 

Nach erfolgter Kündigung gelten zum Aufsuchen eines anderen Arbeitsplatzes die gesetzlichen 
Bestimmungen. 

3. Die Arbeitnehmer haben in den vorstehenden Fällen rechtzeitig um Arbeitsbefreiung 
nachzusuchen. Ist ihnen dies nicht möglich, so haben sie spätestens nach Ablauf von 3 Tagen nach 
dem ersten Arbeitsversäumnis den Gaind der Arbeitsbehinderung nachzuweisen. 

Nachwels der Arbeitsunfähigkeit 

Wird ein Arbeitnehmer bei nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an 
seiner Arbeitsleistung verhindert, ohne daß ihn hieran ein Verschulden trifft, so hat er 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wochen. 
Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung entsteht nach 4-wöchiger ununterbrochener Dauer des 
Arbeitsverhältnisses. 
Berechnungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung ist bei Umsatzbeteiligten 1/22 
des monatlichen Effektivverdienstes pro Arbeitstag der Arbeitsunfähigkeit, bei 
Festbesoldeten der vereinbarte Lohn bzw. Gehalt. 

Arbeitnehmer, die ihre Arbeitsunfähigkeit später als 3 Tage anzeigen und nicht innerhalb dieser 
Frist nachweisen, begehen im Wiederholungsfall und nach Abmahnung einen 
Arbeitsvertragsbruch. Bei einer über 6 Wochen hinausgehenden Erkrankung hat der Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber unverzüglich eine Mitteilung über die Fortdauer und das voraussichtliche Ende der 
Erkrankung zu machen, um die Erstellung des Dienstplanes sicherstellen zu können. 
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3. Die Ausbiidungsvergütungen werden daher wie folgt geregelt: 
a) Die in Rubrik I ausgewiesenen Ausbildungsvergütungen gelten für alle 

Auszubildenden, die nicht mehr als 39 Stunden in der Woche tätig sind. 
b) Die Rubrik II gilt für volljährige Auszubildende, die pro Woche mehr als 

39 Stunden, maximal 44 Stunden tätig sind. 

Durch die Bezahlung der Ausbildungsvergütungen in der Rubrik II sind die entsprechenden 
Mehrabeitsvergütungen abgegolten. 

Trotz Wegfall des § 9 Abs. 4 JArbSchG ist in der Regel die Beschäftigung eines 
volljährigen Auszubildenden während des Blockunterrichtes nicht möglich, es 
sei denn, der Unterricht erfolgt an nur 4 oder weniger Tagen in der Woche. 

Von der Schule verursachter Unterrichtsausfall kann nicht zu Minusstunden führen, es sei 
denn, es handelt sich um ganze Tage, sofern diese zusammenhängend am Anfang oder Ende 
einer Kalenderwoche liegen und der Unterrichtsausfall bekanntgegeben worden ist. 

B Urlaub 

1. Für Auszubildende gelten die Urlaubsbestimmungen des § 10. 
2. Das Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

C Internatskosten 

1. Die Kostenbeteiligung bei Internatsunterbringung der Auszubildenden regelt sich wie folgt: 

Der nach Anrechnung der Landesbeihilfe verbleibende Betrag für die Internatskosten ist je zur 
Hälfte vom Ausbildungsbetrieb und vom Auszubildenden zu tragen. 

2. Falls eine Änderung der staatlichen Bezuschussung von derzeit 50 Prozent erfolgt, verpflichten sich 
die Tarifvertragsparteien, unverzüglich eine neue Regelung zu treffen. 

Anmerkung: Eine Kürzung der Ausbildungsvergütung darf infolge der Kostenübernahme nicht 
erfolgen. 

3. Sollte aus dringenden betrieblichen Gründen der Auszubildende während des Abschnitts des 
Blockunlerrichts an den Berufsschulen für das Hotel- und Gaststättengewerbe im 
Ausbildungsbetrieb eingesetzt werden, ist für die anfallende Ausbildungszeit, sofern nicht innerhalb 
von einem IVIonat nach Beendigung des jeweiligen Blockunterrichts Freizeitausgleich erfolgt, ein 
Zuschlag von 100 Prozent zu vergüten. Entstandene Fahrtkosten sind zu vergüten. 

Die Teilnahme an betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen während des Abschnitts des 
Blockunterrichts an den Berufsschulen für das Hotel- und Gastslättengewerbe ist freiwillig. 
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C Ausdehnung der Arbeitszeit/Teildienst 

Aus betrieblichen Gründen kann die Arbeitszeit unter Beachtung des Betriebsverfassungsgesetzes 
auf täglich 9 Stunden ausgedehnt werden und durch eine zusammenhängende, mindestens 2-, 
längstens 3-stündige Ruhepause (Freistunden) unterbrochen werden, welche zur freien Verfügung 
des Arbeitnehmers steht und während der erden Betrieb verlassen kann. 

D Erhöhung der Tarifvergütung bei Arbeit Im Teildienst 

Bei vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern und Teilzeitbeschäftigten, deren wöchentliche Arbeitszeit an 5 
Arbeitstagen mindestens 30 Stunden beträgt, die mehr als 5-mal im Monat Teildienst (Unterbrechung 
von mindestens 2 Stunden) leisten, erhöht sich die Tarifvergütung in dem betreffenden Monat ab 01- 
01-2002 um EUR 72,- und ab 01.01.2003 um EUR 80,- 

E Zusätzlicher Freizeitausgleich bei Arbeit an sechs Tagen in der Woche 

Für Arbeit an sechs Tagen in der Woche wird folgender zusätzlicher Ausgleich (neben dem 
Freizeitausgleich nach § 6 G) geschaffen: 

Nach 8 Einsätzen dieser Art, die nicht notwendigenweise zusammenhängen müssen, wird ein 
zusätzlicher bezahlter freier Tag gewährt. 

Teilzeitbeschäftigte werden von dieser Regelung erfaßt, wenn sie mehr als 24 Stunden in der 
Woche tätig sind. 

F Höchstarbeitszeit pro Monat 

Die monatliche Höchstarbeitszeit darf 198 Stunden nicht überschreiten. 

G Freizeitausgleich bei Mehrarbeit 

1 .Die über die regelmäßige Arbeitszeit gemäß § 6 A hinaus anfallende Arbeitszeit ist innerhalb von 3 
Monaten in Freizeit auszugleichen, in Saisonbetrieben spätestens am Ende der Saison. Sofern 
in Saisonbetrieben der Ausgleich der anfallenden Mehrarbeit erst zum Ende der Saison 
erfolgen soll, so ist die monatlich angefallene Arbeitszeit gesondert zu dokumentieren. 
Aufzeichnungen der Arbeitnehmer sind für ihre Wirksamkeit monatlich vom Arbeitgeber zu 
unterzeichnen. 

2. Erfolgt kein Freizeitausgleich, ist die angesammelte Arbeitszeit mit dem jeweiligen 
Mehrarbeitszuschlag nach § 7 abzugelten. 

H Arbeitszeit In Saisonbetrieben und bei Großveranstaltungen 

Die Arbeitszeit kann abweichend von § 6 A und § 6 C auf täglich 10 Stunden bzw. wöchentlich 55 
Stunden festgelegt werden: 
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a) in Saisonbetrieben während der Saisonzeiten, die im Anhang des Lohn- und Gehaltstarifvertrages 
vereinbart sind, und 

b) in Betrieben bei Großveranstaltungen {Kongresse, Messen und Sportveranstaltungen) während 
deren Dauer und soweit der Betrieb von ihnen betroffen ist. 

I Nachtarbeit/Unterbrechung der NachtarbeíťRuhezeit 

1. In der Zeit von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr morgens ist eine Unterbrechung der Arbeitszeit unzulässig. 

Wenn in die Arbeitszeit eines Nachtportiers regelmäßig und in erheblichem Umfang 
Arbeitsbereitschaft fällt, kann die Arbeitszeit auch bis 10 Stunden täglich veriängert werden. 

2. Bei einer durch Pausen unterbrochenen Arbeitszeit muß zwischen 2 Arbeitsschichten eine 
ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 12 Stunden liegen. Innerhalb der jeweils festgelegten 
wöchentlichen Arbeitszeit ist eine unterschiedliche Verteilung der täglichen Arbeitszeit bis zur 
Höchstdauer von 10 Stunden am Tage möglich. 

II Flexible Arbeitszeiten 

1. Die tägliche Arbeitszeit kann zwischen 5 und 10 Stunden an 5 Tagen pro Woche verteilt werden. 

Betriebe, die von dieser Flexibilität Gebrauch machen wollen, müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllen: 

- Zwischen den Parteien muß ein schriftlicher Arbeitsvertrag bestehen. 
- Der Betrieb muß einen dokumentenechten Soll- und Ist-Dienstplan führen, in 

dem ein Arbeitszeitkonto fortgeschrieben wird. 
- Der Dienstplan ist vom Arbeitnehmer monatlich abzuzeichnen. Auf Wunsch des 

Arbeitnehmers ist ihm eine Kopie auszuhändigen. 
- Evtl. vom Arbeitnehmer gefertigte Aufzeichnungen über seine Arbeitszeit 

gelten als Nachweis, wenn sie vom Arbeitgeber abgezeichnet sind. 

2. Die Vorschriften des § 6,1 finden auch auf § 6. II Anwendung, soweit der Wortlaut des § 6 II dem 
nicht entgegensteht. 

§7 
MehrarbeitsvergQtung 

1. Mehrarbeit ist jede über die regelmäßige monatliche Arbeitszeit (169 Stunden) hinausgehende 
Arbeit. Jede angefangene halbe Stunde ist als Mehrarbeit und mindestens als halbe Stunde wie 
folgt zu vergüten: 

Die GrundvergOtung für Mehrarbeit beträgt pro Stunde 1/169 des im Lohn- und Geahltstarifvertrag 
für die 169-stündlge Arbeitszeit festgelegten Monatslohnes bzw. Gehaltes. 
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9. Nimmt ein beurlaubter Arbeitnehmer während seines Uriaubs eine andere auf Enverb gerichtete 
Beschäftigung an, so vertiert er jeden Anspnjch auf Uriaubsvergütung. 

10. Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Uriaubs, so werden die durch ärztliches Zeugnis 
nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresurtaub nicht angerechnet. 

§11 
Zusätzliches Urlaubsgeld 

1. Alle Arbeitnehmer erhalten unter Zugnjndelegung der Urtaubsregelung dieses Manteltarifvertrages 
ein zusätzliches Uriaubsgeld in folgender Höhe: 

In den Jahren 

Im 2. Beschäftigungsjahr 

Im 3. Beschäftigungsjahr 

2002-2003        2004 

8 Euro 9 Euro 

9 Euro 10 Euro 

2005 

10 Euro]  brutto pro 
r- Uriaubstag 

11 EurqJ 

Das Uriaubsgeld ist aus betrieblichen Mitteln und vor Antritt des Urlaubs zu zahlen. 

2. Teilzeitbeschäftigte (Arbeitnehmer, mit denen eine geringere als die regelmäßige Arbeitszeit 
vereinbart ist) erhalten das Uriaubsgeld im Verhältnis der mit ihnen vereinbarten Arbeitszeit zur 
regelmäßigen Arbeitszeit des Betriebes. 

3. Jugendliche Arbeitnehmer unter 18 Jahren und Auszubildende erhalten pro Kalenderjahr ein 
zusätzliches Urlaubsgeld in folgender Höhe: 

180 Euro 

Im Jahr des Eintritts bzw. Austritts erhalten die Betroffenen für jeden vollen Monat des Bestehens 
des Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnisses ein Zwölftel, § 10 Abs. 4 gilt entsprechend. 

Das zusätzliche Uriaubsgeld für jugendliche Arbeitnehmer und für Auszubildende ist vor Antritt des 
Urlaubs zu zahlen, sofern nicht mit dem Betroffenen eine andere Regelung vereinbart wurde. 

§12 
Regelungen für Auszubildende 

A Ausbildungszeit 

1. Für Auszubildende unter 18 Jahren gelten die Bestimmungen des Jungendarbeitsschutzgesetzes. 

2. Bei Auszubildenden über 18 Jahren entspricht die Ausbildungszeit der Regelung der 
§§ 6 und 8. 

Die regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit beträgt 39 Stunden 
ausschließlich der Essens- und Ruhepausen (Rubrik I) 
Bei Auszubildenden über 18 Jahren kann die wöchentliche Ausbildungszeit, 
ausschließlich der Essens- und Ruhepausen, auf höchstens 44 Stunden ausgedehnt 
werden. (Rubrik II) 
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5. Der Anspruch auf Urlaub besteht nicht, soweit dem Arbeitnehmer für das laufende Kalenderjahr 
bereits von einem früheren Arbeitgeber Uriaub gewährt worden ist. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeitnehmer eine Bescheinigung über den im 
laufenden Kalenderjahr gewährten oder abgegoltenen Urlaub auszuhändigen. 

6. Für den Anspruch auf zusätzlichen Uriaub gemäß Ziffer 2 gilt die Arbeit der Saisonarbeiter dann 
nicht als unterbrochen, wenn sie infolge des Charal<ters des Betriebes als Saisonbetrieb ausgesetzt 
werden mußte. 

Die Saisonzeiten innerhalb eines Kalenderjahres gelten als Kalenderjahr im Sinne der Ziffer 2 
dieses Paragraphen, sofern der Arbeitnehmer in den vorausgegangenen Kalender- 
jahren mindestens jeweils 75 Prozent der Saisonzeit gearbeitet hat. 

7. a) Bei der zeitlichen Festlegung des Uriaubs sind die Uriaubswünsche des Arbeitnehmers zu 
berücksichtigen, es sei denn, daß ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belange 
oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtpunkten den Vorrang 
verdienen, entgegenstehen. 

b) Der Uriaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, daß dringende betriebliche 
oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs 
erforderilch machen. 

c) Der Urlaub muß im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine 
Übertragung des Uriaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn dringende 
betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Im 
Falle der Übertragung muß der Uriaub in den ersten drei Monaten des folgenden 
Kalenderjahres gewährt und genommen werden. Auf Veriangen des Arbeitnehmers ist ein 
nach Ziffer 4 a entstehender Teiluriaub jedoch auf das nächste Kalenderjahr zu übertragen. 

Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr ganz oder teilweise 
genommen werden, so ist er abzugelten. 

8. a) Als Uriaubsvergütung erhalten alle festbesoldeten Arbeitnehmer pro Uriaubstag 1/22 ihres 
monatlichen Gesamtverdienstes. 

b) Die Umsatzbeteiligten erhalten für jeden Uriaubstag 1/22 ihres monatlichen 
Effektiwerdienstes. 
Der monatliche Effektiwerdienst wird aus dem Durchschnitt des Effektivverdienstes des 
vorausgegangenen Kalenderjahres errechnet. 

Bei Umsatzbeteiligten, die erst kurze Zelt im Betrieb tätig sind, errechnet sich der 
Effektivverdienst nach dem Durchschnitt ihrer Einkünfte während der Beschäftigungszeit im 
Betrieb. Der Effektivverdienst aus dem vorangegangenen Jahr ist dann zugrundezulegen, 
wenn der Arbeitnehmer in diesem mindestens 10 Monate im Betrieb beschäftigt war. 
Eine Entnahme der Uriaubsvergütung aus der Bedienungsgeldkasse (Tronc) ist unzulässig. 

c) Verdienstkürzungen die im Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen 
oder unverschuldetem Arbeltsversäumnis eintreten, bleiben für die Berechnung des 
Arbeitsentgelts außer Betracht. 

e)   Das Uriaubsentgelt ist auf Wunsch des Arbeitnehmers vor Antritt des Uriaubs auszuzahlen. 
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Der Mehrarbeitszuschlag beträgt: 
von der 1. bis 13. Überstunde im Monat 25 % 
von der 14. bis 29. Überstunde im Monat 35 % 
von der 30. Überstunde im Monat an jeweils 50 %. 

2. Bei Mehrarbeit der Umsatzbeteiligten erhöht sich der Garantielohn um die obengenannte 
Grundvergütung. Die entsprechenden Zuschläge sind aus Mitteln des Arbeitgebers zu bezahlen. 

3. Sofern wegen Beginn oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses die regelmäßige monatliche 
Arbeitszeit (169 Stunden) nicht erreicht werden kann, entsteht der Anspruch auf Mehrarbeit mit 
Überschreitung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (39 Stunden). 

Für die 1. - 3. Überstunde in der Woche beträgt der Mehrarbeilszuschlag 25 %. 
Für die 4. - 6. Überstunde in der Woche beträgt der Mehrarbeitszuschlag 35 %. 
Ab der 7. Überstunde in der Woche beträgt der Mehrarbeitszuschlag 50 %. 

4. In den Sätzen der Vergütung für Auszubildende (Ziffer F des Lohn- und Gehaltstarifvertrages) sind 
die Zuschläge für gesetzlich und tariflich zulässige Sonntagsarbeit inbegriffen, soweit es sich nicht 
um Mehrarbeit handelt. 

§8 
Ruhetage 

1. Jeder Arbeitnehmer erhält wöchentlich 2 Ruhetage, davon einen ununterbrochenen über die Dauer 
von mindestens 24 Stunden im Anschluß an eine Nachtruhe. Arbeit welche an diesem Ruhetag 
geleistet wird, ist als Mehrarbeit mit 50 % besonders zu vergüten, soweit niohtinnerhalb von 2 
Wochen ein Ersatzruhetag gewährt wird. 

10 Sonntage im Kalenderjahr sind besohäftigungsfrei. 

2. Der 2. wöchentliche Ruhetag kann nur im Einverständnis mit dem Arbeitnehmer auch als 2 halbe 
Tage gewährt werden. Arbeitnehmer, die für einen ganzen Tag zum Dienst eingeteilt sind, haben 
Anspruch auf entsprechende Beschäftigung. 

Sollte aus betrieblichen Gründen der 2. wöchentliche Ruhetag nicht gewährt werden können, ist er 
innerhalb von 3 Monaten in Freizeit auszugleichen, in Saisonbetrieben spätestens am Ende der 
Saison. 

Erfolgt kein Freizeitausgleioh, ist die angesammelte Arbeitszeit mit einem Zuschlag von 50 % 
abzugelten. 

3. Für die auf Umsatzbeteiligung beschäftigten Arbeitnehmer erfolgt die Berechnung der Vergütung 
analog § 10 Ziffer 8a und 8b (Urlaubsregelung). 

Der Zuschlag ist betrieblichen Mitteln zu entnehmen. 
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§9 
Feiertagsausgleich und -Vergütung 5. Als gesetzliche Feiertage gelten zur Zeit in Baden-Württemberg 

Die Vergütung von Feiertagen regelt sich wie folgt: 

1.   Ist der Feiertag für den Arbeitnehmer ein Arbeitstag, an welchem er seine Arbeitskraft 
erbringt, so gilt: 

a) Handelt es sich um einen Montag - Freitag, so wird die Arbeitszeit, die nicht durch 
besondere freie Tage ausgeglichen wird, mit einem Zuschlag von 125 bzw. 150 Prozent 
{je nach Feiertag gem. § 34 a II EStG) aus dem Effektivverdienst gesondert vergütet. 
(Anmerkung : Derzeit ist Feiertagsarbelt für den 1. Mai und die Weihnachtsfeiertage mit 
150 Prozent zu vergüten). 

b) Handelt es sich um einen Samstag oder Sonntag, so ist weder ein Zuschlag noch 
gesonderte Freizeit zu gewähren. 

c) Aushilfen, die nur einem Feiertag beschäftigt werden, haben keinen Anspruch gem. 
Ziffer 1 a). 

Neujahr 
Erscheingungsfest (6. Januar) 
Karfreitag 
Ostermontag 
I.Mai 
Christi Himmelfahrt 
Pfingstmontag 
Fronleichnam 
Tag der Deutschen Einheit: 3. Oktober 
Allerheiligen (1. Nov) 
Erster Weihnachtstag 
Zweiter Weihnachtstag 

§10 
Urlaub 

2.   Wird an einem Feiertag nicht gearbeitet, so gilt: 

a) Handelt es sich um einen Montag - Freitag, so wird bei Festbesoldeten der Feiertag 
unter Fortzahlung des vereinbarten Lohnes bzw. Gehaltes vergütet; Umsatzbetelligte 
erhalten die Vergütung entsprechend der Berechnung nach Ziffer 3. 

b) Ist der arbeitsfreie Feiertag zugleich der Ruhetag des Arbeitnehmers, so muß dieser 
bezahlt werden. 

c) Handelt es sich um einen Samstag oder Sonntag, so ist weder zusätzliche Freizeit 
noch zusätzliche Vergütung, auch nicht bei einem Ruhetag des Arbeitnehmers, zu 
gewähren. 

d) Fällt der 1. Mal auf einen Samstag und Ist dieser ein Ruhetag, so muß dieser bezahlt 
werden. 

1. Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. Der volle 
Jahresurlaubsanspruch wird erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeitsverhältnisses 
en/vorben. 

2. Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 25 Arbeitstage, wobei von der 5-Tage-Woche auszugehen 
ist. Bei ununterbrochener Beschäftigung im gleichen Betrieb erhöht sich der Urlaub : 

2. Beschäftigungsjahr (das dem Eintrittsjahr folgende Kalenderjahr)      28 Tage 
3. Beschäftigungsjahr 30 Tage 

3. Schwerbehinderte erhalten zusätzlichen Urlaub nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen. 

4. Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs für jeden vollen Monat des Bestehens des 
Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer: 

Anfallende Arbeitszeit, die durch besondere freie Tage - neben den wöchtenllchen 
Ruhetagen gemäß § 8 • ausgeglichen wird, ist für Umsatzbeteiligte pro Tag In Höhe 1/22 
des monatlichen Effektivverdienstes, für Festbesoldete unter Fortzahlung des 
vereinbarten Lohnes bzw. Gehaltes, zu vergüten. 

4. Als Effektlwerdlenst Im Sinne dieser Vorschrift gilt: 

Für Festbesoldete der vereinbarte monatliche Lohn bzw. Gehalt, für Umsatzbeteiligte die 
in § 10 Ziffer 8b - Urlaub - getroffene Regelung, wobei die Quotelung 1/22 beträgt. 

a) für Zeiten eines Kalenderjahres, für die er wegen Nichterfüllung der Wartezeit in diesem 
Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspruch erwirbt; 

b) wenn er vor erfüllter Wartezeit aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet; 

c) nach erfüllter Wartezeit im Kalenderjahr des Eintritts bzw. Austritts. 

Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstage 
aufzurunden. 

Monate, in denen mehr als die Hälfte gearbeitet wurde, werden als volle Monate gerechnet. 

Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absatz 4 Buchstabe c bereits Urlaub über den ihm zustehenden 
Umfang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte Urlaubsentgelt nicht zurückgefordert v/erden. 
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§1 
Vertragszweck 

Durch diesen Tarifvertrag werden dia Aibellsbedingungen der Arbeitnehmer (ausgenommen Musiker 
und Artisten) im Hotel-, Beheibergungs- und Gaslstättengewerbe des Landes Baden-Württemberg 
geregelt. 

§2 
Geltungst» reich 

1. räumlich: für das Land Baden-WOrttemberg 

2. lachlich: fOr alle Beherbergungsbelriebe, Gast- und SchankwlrtschaHan Im SInna des 
Gaststättengeselzes, einschließlich 

- Bahnhofswirtschaften 
- Autobahnraststätten 
- Betriebe der Systemgaslronomle 
- Betriebe der Kandelsgastronomle 

3. persönlich: 
lOr die In den vorstehend genannten Betrieben baschäfUglen Arbeitnehmer (ausgenommen Musiker 
und Artisten) und Auszubildenden! 

Prolokollnotlz: 

Die Tarifvertragsparteien sind sich einig darüber, daß 
dieser Tarifvertrag auch auf Studierende an der BemfsakademTa 
Anwendung llndeL 

§3 
Atbeltsvermlttlung und Einstellung 

1. Artjellnehmer erhalten die 2u- und RQckrelsekosten innerhalb des Bundesgebietes (f^ahrgeld 
II.K1.) für ein Vorstellungsgespräoh vom Arbeitgeber gegen Nachwels erstattet, sofern das 
Vorslellungsgespräch vom Aibeilgeber verlangt ivurde. 

2. Arbeitnehmer, die ordnungsgemäß von auswärts eingestellt worden sind, erhallen die Zu- und 
Hückreisekosten Innerhafti des Bundesgebietes (Fahrgeld II.KI) vom Arbeitgeber gegen Nachweis 
erstattet, falls ihr Arbeitsverhällnis vor Ablauf von 3 Monaten nach Dienstantritt ohne ihr 
Verschulden gelöst wird. 
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§4 
KOndIgungsIrfsten, Probezelt 

Aushändigung von Arbeitspapieren und Zeugniasan, 
Verdlertsischutz für ältere Arbellnehmer 

A Schriftlicher Arbellsvertrag 

Alle Art}eilsverhältnlssa elnschlleßlksh der Probe-, Aushilfs- und befristeten ArtieitsverhällnlssB 
sollen spätestens 3 Tage nach Arbeitsaufnahme schriftlich niedergelegt werden. 

6 Probezeit 

Es gellen folgende Kündigungsfristen 

1, Probezeit fürgewerbltchs Arbeitnehmer und Angestellte 

Die ersten drei Monate nach der Einstellung gellen als Probezeit. Während dieser Probezelt 
kenn beiderseits wie folgt gekündigt werden: 
Innerhalb der ersten 2 Monate mit einer Frist von 3 Kalenderlagen zu jedem Kalendertag, Im 
3. Monat mit einer Frist von 7 Kalandertagen zum 15. oder Monatsletzten. 
Wird das Arbeltsverhältnis während der Probezeit nicht gelBst, so gilt oa als auf 
unbestimmte Zelt abgeschlossen. 

2. Verlängerte Probezeit für Angestellte 

Durch EInzelarbeltsvertrag kann eine Probezelt von Insgesamt 6 Monaten vereinbart werden. 
Während dieser Probezeil kann beiderseits In den ersten 3 Monaten gemúUff.1, ab dem 
4.Monat mit einer Frist von 2 Wochen zum 15. oder Monatsletzten gekOndigl worden. 

3. Probezeit für Auszubildende 

Das Berufaausblldungsverhältnls beginnt mit der Prot>ezeIL Sie muß mindestens einen 
Monat und darf höchstens drei Monate betragen; 

Während der Probezelt kann das Berufsausblldungsverhältnls Jedenelt ohne Einhalten 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

Im übrigen gelten die gesotzitchen Bestimmungen. 

C Kündigungsfristen 

1. Gnjndkündlgung: 

Nach Ablauf der Probezeit gilt beiderseits eins Kündigungsfrist von 4 Wochen zum 15. oder 
Monatsletzten. 

2. Diese Frist verändert sich für beide Seiten nach zweijähriger ununterisrochener 
Beschäftigungsdauer aul 4 Wochen zum Monatsende. 



3. Verlängerte Kündigungslristen 

Die Kandigungsfrist verlängert sich bei einer Kündigung durch den Arbeilgeber: 

wenn das ArbeltsverhSltnis 5 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 3 Monate 
zum Monalslelzlen. 
Wenn das Atfaellsverhällnls B JahrB ununterbrochen bestanden hat, auf 4 Monate 
zum Monatsletzten. 
Wenn das Arbeilsverhältnls 10 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 5 Monate 
zum ttonatsletzten. 
Wenn das Arbeilsverhältnls 12 Jahre ununterbrochen bestanden hat, auf 6 Monate 
zum Monatslelzten. 
Wenn das Arbeilsverhällnis 15 Jahre ununterbrochen Isestanden hat, auf 7 Monate 
zum Monalslelzlen. 
Wenn das Arbeitsverhältnis 20 Jahre ununterbrochen bestanden hal, auf 8 Monate 
zum Monalslelzlen. 

Bei der Berechnung der BeschäfUgungsdauer werden Beschältigungsjahre, die 
vor Vollendung des 25. Lebensjahres liegen, nicht berCcksichtigL 

Bezüglich der BeschBftIgungsdauer In Saisonbetrieben gilt die Regelung dos § 10 Ziff. 6 
MTV entsprechend. In Salsonbolrleben kann abweichend von Salz 1 eine Kündigungsfrist 
von 1 Monat zum Monatsende vereinbart werden. 

4. Der Arbeitnehmer hat vor Antritt des Tarifurlaubs die Urlaubsadresse beim Arbeilgeber zu 
hinterlegen. 
Bei einer während des Tarifurlaubs ausgesprochenen ordentlichen Kündigung beginnt die 
Kündigungsfrist erst mil der Beendigung des gewährten Tarifurlaubs. 

D Zeugnisse 

1. Originalzeugnisse tizw. Abschriften sind nach Einsichtnahme bei der Einstellung an -den 
Arbeitnehmer zurückzugeben. Der Arbeilgeber darf lOr seine Unterlagen Kopien der Ihm 
elngereichlen Beweibungsunleriagen fertigen. 

Der Arbeitgetier haltet dem Arbeitnehmer für jeden Schaden, der Ihm aus derZurücKhallung der 
Zeugnisse enwächsL 

2. Nach einjähriger Beschältigungsdauer hal nach erfolgler Kündigung sowie vor Ablauf eines auf Zeit 
eingegangenen ArbeitsverhäUnisses der Arinitgeber dem Arbeitnehmer auf Veriangen '' 
angemessene Zeit zum Aufsuchen einer neuen Arbeltsstelle unter Fortzahlung des Lohnes bzw. 
Gehalles zu gewähren. 
Auf Wunsch Ist dem Arbeitnehmer ein vorläufiges Zeugnis auszustellen, das beim Austritt des 
Arbeitnehmers aus dem Betrieb in ein endgOlliges Zeugnis umzutauschen Ist, 
Beide Zeugnisse müssen sich auf Veriangen des Arbeitnehmers auch auf Angaben über Leistung 
und Führung erstrecken. 
Mit Beendigung des Ari)eitsveriiältnisses sind dem Ari»ilnehmer die Arbeitspapiere und der 
rückständige Lohn bzw. das Gehalt auszuhändigen. 

Ö 

E Verdlenslschulz für ältere Arbeitnehmer 

1. ArbeHnshmem, die das fünfzigste Lebensjahr vollendet haben und bei denen die Summe von 
Lebensalter und ununterbrochener Betriebszugehörigkeil mindestens die Zahl 68 ergibt, muß bei 
Versetzung und ÄndsrungskOndigung das bisherige {larilllche) Einkommen unterZugmndelegung 
der regelmäßigen (larilllchen) Ari:eltszéTt erhalten bleil>en. Dieses tarifliche Einkommen nimmt an 
den Tarifverändenmgen teil. 

2. Das Arbeltsverhättnls endet ohne Kündigung spätestens mit Ablaut des Monats, In dem der 
Arbeitnehmer sein 65. Lebensjahr vollendet hat bzw. Rentenanspruch hat oder In dem der 
Arbeitnehmer vorgezogenes Allersmhegeld bezIehL 
Das gilt at>er nur insoweit, als von dieser Regelung Arbeitnehmer betroffen sind, deren Anspruch 
auf Attersnjhegeld eriOllt Ist. 

F Beirlebszugehörlgkelt 

Soweit es In diesem Vertrag auf die BatriebszugehOrIgkelt ankommt, werden alle 
Beschäftfgungsjahre. die Im Betrieb ununtertirochen verbracht wurden, zusammen- 
gerechnet. 

Hinsichtlich der Kündigung werden bei der Berechnung der Beschafttgungsdauerdle 
BeschäHgungsjahre, die vor Vollendung des 25. Lebensjahres liegen, nicht berOcksichtIgL 

55 
Entlohnung 

1. Allgemeine Grundsätze 

A EIngruppterung 

1. Dia Entlohnung erfolgt aulgmnd eines besonderen Lohn- und Gehaltstarifvertrages. Dia 
Arbeitnehmer sind entsprechend Ihrer Tätigkell In eine der im Lohn- und Gehalistarifvertrag 
vorhandenen Positionen einzustufen. 
Auf Verlangen Ist die Elngrupplemng schriftlich zu bestätigen. 

2. Die Löhne und Gehälter des Lohn-und Gehaltstarifvertrages sind Mindestsätze. Atta 
Beslimmungen des Lohn- und Gehaltstarifvertrages sind unabdingbar. 

B Zellpunkt der Lohn- oder Gehaltszahlung 

Die Lohn- oder Gehaltszahlung erfolgt spätestens am S. des unmittelbar folgenden Monats. Bei Lohn- 
oder Gehaltsabrechnung Ober Datenträger erfolgt die Lohn- o'der Gehattsabrechnung und 
Restzahlung jeweils bis zum 5. Weri<tag des unmittelbar folgenden Monats. 

Auf Veriangen des Arbeitnehmers Ist am Monatsschluß eins Abschlagszahlung In HShe des zu 
envartenden Verdienstes auszuzahlen. 

C Lohn- oder Gehaltsabrechnung 

1.   Mit dar monatlichen Endabrechnung Ist jedem Arbeitnehmer eine Abrechnung mit spezilizlerter 
Angabe der Bezüge und Abzüge auszuhändigen. 
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Spezinzlert ist eine Lohn- und Gehallsabrechnung dann, wann folgande Angaben enthaiten sind: 
Lohn bzw. Gehall [Qr die vereinbarte AifaeilszeiL Anzahl und Lohn für Mehrarbeitsstunden, evtl. 
andere Zulagen, Gesamtverdienst, Abzüge, Aiischlagszahiungen, auszuzahlender Betrag, § 6 G 
(Freizeitausgleich t)ei Mahrarbell) ist zu beachten. 

2, Bei Baizahlung Ist dar Arbaünehmer In Gegenwart des Auszahlers zur Nachprüfung der Lohn- bzw. 
Gehaltszahlung verplilchtat Stimmt der Geldbetrag mit der Abrechnung nicht Oberein, so Ist dies 
sofort der Geschäftsleitung oder dem von Ihr Beauftragten mllzuleilen. Einwände gegen die 
rechnerischo Richtigkeit dar Abrechnung sind spáteslens innerhalb von 10 Tagen nach 
Aushändigung der Abrechnung beim Arbeitgeber geltend zu machen. 

3. Verrichtet.ein Minderentlohnter fOr die Dauer einer Lohnperiode die Arbeit eines BessBrenllohnlen, 
so erhält er den Lohn des letzteren. 

D Umsatzt>eteli[gte 

1. Die Entlohnung des Servierpersonais (Umsatzbeteiligle) erfolgt durch prozentuale 
Umsatzbeleiiigung entsprechend Ziffer 3, unter Beachtung des garantierten Mindesteinkommens 
(GarantTelohn). Erreicht der Arbellnehmer aus der Umsatzbeteiligung nicht seinen Garantielohn, 
ggf. zuzQgilch der Grundvergütung fQr Mehrarbelt (§ 7 Ziff.1), so ist der Arbeilgeber verplikihtel, den 
fehlenden Beirag aus eigenen Mitlein aulzuzahlen. 

2. Anstelle der Entlohnung durch prozentuale Umsalzt>eteillgung kann mitZuslimmung des 
BeUiebsrates oder, wo dieser nicht besteht, durch MehrheilsbeschluO der betroffenen Arbeitnehmer 
mit Zusllmmung des Arbeitgebers die Feslentiohnung eingeführt werden. 

Das geänderte Enllohnungssystem gilt für dis Dauer von 1 Jahr und kann mit einer Frist von 3 
Monaten gekündigt werden. Falls nicht vom Arbeitgeber oder der Mehrheit der betroffenen 
Arbeitnehmer gekündigt wird, veriängert sich die Vereinbarung jeweils um 1 Jahr. 

3. Die auf Umsatzbeleiiigung beschäftigten Arbellnehmer (Umsalzbeleiiigta) erhalten als Entlohnung 
mindestens 11,3 Prozent des ausschlieOlich von ihnen selbst geläliglen Umsatzes aus dem Verkauf 
von Spolsan, Getränken, sonstigen Waren oder Leistungen. 

Diese Umsatzbeteiligung errechnstsich aus dam Endpreis wie folgt; 

11,3 Prozent Umsalzhaleillgung entsprochen 8,75 Prozent vom Endpreis. 
Nachstehende Umsatzbeteiligungen sind Rechenhilfen: 

12 Prozent Umsatzbeteiligung =9,24 Prozent vom Endpreis 
12,5 Prozent Umsatzbeteiligung « 9,58 Prozent vom Endpreis 
13 Prozent Umsatzbeteiligung « 9,92 Prozent vom Endpreis 
14 Prozent Umsatzbeteiligung = 10,59 Prozent vom Endpreis 
15 Prozent Umsatzbeteiligung -11,24 Prozent vom Endpreis 

Der Endpreis umfaßt den Preis für Waren oder Leistungen. Umsatzanteil der Umsatzbeteillglen, 
Mehrwertsteuer. Den vorstehenden Sätzen liegt eine Mehrwertsteuer in Höhe von 16 Prozent 
zugmnde. Im Falle einer Änderung der Höhe der Mehro/eitsteuer en'echnen die 
Tarifvertragspartelen die sich daraus ergebenden neuen Anlellsätze der Umsatzbeleiligtsn und 
schHeBen eine entsprechende Andeningsverelnbanjng ab, die den Prozentemplängern das 
vorstehende Anteilsergebnis sichert. DIs H6he der Umsatzbeteiligung ist mit dem belroffenan 
Arbeitnehmer im EInzeiarbellsvertrag festzulegen. 
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4. Die laut Zilfem 1 und 3 prozentual vom Umsatz zu en-echnenden Löhne bzw. Gehäller stehen 
ausschließlich dem Im Lohn- und Gehaltstarifvertrag unter C. Llmsatzbeteillgte aufgeführten 
Seivieipersonal zu. 

II. SondeiTogoIung bel Umsatzbeteiligung 

1. In Schankbatrisben und Hotelrestaurants kann mitZusb'mmung des Betriebsrates oder, wo dieser 
nicht besteht, durch MehrtieHsbeschluß der betroffenen Ariieitnehmer Im Einvernehmen mit dem 
Arbeitgeber das Troncsystem eingeführt oder abgeschafft werden. 
Eine solche Änderung kann nur mit einer Vorankündigung von einem Monat durch Aushang 
erfolgen. 
Erscheint eine Änderung Im Entlohnungssystem für eriorderiich, so entscheiden hierütier die 
Belroffenen durch Mehrhoitsbeschluß. Die Änderung des Entlohnungssystems kann nur mit einer 
Vorankündigung von einem Monat erfolgen. 
Der Tronc wird durch den Betriebsinhaber verwaHet und bis spätestens zum S. (bzw. bei EDV zum 
15.) des darauffolgenden Monats mit den beleiHgten ArtMilnehmem abgerechneL 

2. Der Betriebsrat und die nach § 24 zu blklenden Schiedsgerichte haben Jederzeit ElnWIcksrocht In 
die eriorderiichen Unteriagen. 

3. Werden die GarantlelQhne der Umsatzbeteiligten durch die Umsatzbeteiligung eines Monats nicht 
eaolchl, so sind die Fehlbeträge am Schluß des gleichen Monats bzw. bis spätestens zum 5. (bzw. 
bei EDV zum 15.) des unmittelbar folgenden Monals durch den Art>etlgeber aulzuzahlen. 

Der Garantielohn gilt bei Salsonbelrieben als erreicht, wenn er Im Durchschnitt von drei Monaten 
aus dem Tronc gedeckt wird. Die der Auszahlung zugmnde liegende Periode von drei Monaten 
muß in Jedem Betrieb Im voraus mit dem Betriebsrat oder, wo dieser nicht besteht, mit den 
betroffenen Artieltnehmern festgelegt werden. Die Auszahlung erfolgt In den ersten beklen Monaten 
auf der Grundlage der Garanlielöhne und am Ende des dritten Monals auf der Grundlage der 
Gesamtabrechnung der in den drei Monaten vereinnahmten Umsatzanteile. Wird hiertsei die 
Summe der Garanlielöhne für drei Monate durch den Tronc nicht gedeckt, so hat der Arbeilgeber 
die Fehlbeträge aus eigenen Mitteln aufzuzahlen. 

Ais Saisonbetriebe gelten diejenigen Betriebe, welche in den im Anhang des Lohn- und 
Gehaltstarifvertrages verzeichneten Orten liegen, während der Jeweils angegebenen Zeildauer, und 
Betriebe mit vorwiegendem Saisoncharakter, soweit sie In dem Anhang des Lohn- und 
Gehaltslarifverlrages besonders aufgeführt sind. FOr Fremdenheime und Pensionen gilt die im 
Lohn- und Gehaltstarif unter Abschnitt D getroffene Sonderregelung. 

4. Ais Verteilungsschlüssel beim Troncsystem gKt der tariflnhe Garantielohn entsprechend der 
geleisteten Art»itszeil. * 

5. Die Beschäftigung von Oberi<eiinem ohne Revier (ausgenommen der Oberi^elinar In Hotels und 
erstrangigen Restaurants) und deren Beteiligung am Tronc setzt voraus, daß im IranzOsischen 
System serviert wird und diesen Oberi<etlnem mindestens 10 Keilner unterstellt sind, die 'Chefs de 
rang', 'Commis' und Auszubildende Im 3. Ausbildungsjahr umfassen, wobei ansteila von zwei 
Commis auch zwei im 3. Ausbildungsjahr stehende Auszubildende treten kfinnen. 
Als Oberiieliner ohne Reviar gallsn grundsätzlich nur solche Arbeitskräfte, welche den Kellnerbenif 
eriernt haben. Ihr Betätigungsfeid ist folgendes: 



BBratung der Oäste über Speisen und GBtränIte sowie Enlgegennahma der Bestellungen mit 
Welterieltung an die Chefs de rang. Durch diese Tflliglieit, welche auch ausschlaggebend 
umsalzerhöherKl wiiken muß, tragen sie ihren Anlall zur StSri<ung das Tronc bei. Neben der 
Üben/vachung das Senrfce obliegt Ihnen auch das elwalga Tranchieren von Speisen In unmittelbarer 
Nähe der Gäste. 

B. Arbeilnehmar, die lediglich plalzanweisende, aufsichts- odergaschäflsführenda Tällgl<eitBn 
ausQben, sind vom Betriebsinhaber aus eigenen Mitteln zu enilohnan. 

§6 
Arbeitszeit 

A RegelmäBtgs Arbeltszelt 

1. Die regelmäßige wBchenlllche Arbellszeit beträgt 39 Slundan, dia rsgalmäßlge 
tägliche Arbeitszeit   beträgt mindaslena 7 Stunden und hCchstens 8 Stunden an 
Jeweils 5 Tagen pro Woche, ausschließHch der Essens- und Ruhepausen. 

Während dieser Pausen müssen ďe Art}eitnehmBr von jeder Arbeit Ireigesteilt 
werden. 

2. DieGewahningderAit>eilszeih/ert(0rzungvonder40-Stunden-WochBzur 
39-Stunden-WochB kann durch Zusammenfassung zu halben oder ganzen 
Tagen erfolgen. 

3. FQrjugendiiche und welbllcha Aifaeitnahmer gellen die besonderen gesetzlichen 
SchutzbesIImmungen. Die Benjfsschulzeit gilt als Aifoeitszelt, desglelchan die fOr zusätzliche 
Fachschuil<u(SB benSlIgte Zelt. 

4. Am 24. Dezember soll nach Möglichkeit den ArbaKnehmam ab 1 G.OO Uhr bezahlte Freizeit 
gegeben werden. Aibeilnehmer, dia am 24. Dezember nach 16.00 Uhr mehr als 4 Stunden 
arbeiten mOssen, erhalten zusätzlich einen freien bezahlten Tag. 

B Festlegung der Arfoeltszelt/Dlenatplan 

1. Beginn und Ende der täglichen Atbellszelt und der Pausen werden unter Beachtung des 
BatriBbsverfassungsgesetzes schriftilch festgelegt und durch Aushang bekanntgegeben. 

2. Betriebe bis elnschlleOllch 6 ArbeKnehmar sollen einen Diensiplan erstellen, und BelrlBba ab 6 
Arbeilnehmem und Ausbildungsbetriebe mOssen einen Dienstplan erstellen. Dienstpläne sind 
spätestens am Freitag der laufenden Woche für Montag bis Sonnlag der folgenden Woche zu 
ersteilen und auszuhängen. 

Eins Abweichung vom vorgesehenen Dienstplan muß, außer In unvorhergasahanen Fällen, 
mindestens 3 Tage vorher mitgeteilt werden. Unlerbieibt die Ankündigung, Ist der Aibeitnehmer nur 
zur Einhaltung des vorgesBhenen Dienstplans veipflichlet. 

Der Artjeilnehmer hat Anspruch auf die Bezahlung dar vereinbarten Monalsarbeilszelt. 

C Ausdehnung der Ari>eltszeitn'elldlenst 

Aus betrieblichen Gründen kann die Arbeitszeit untar Beachtung des BetriBbsveifassungsgeselzas 
auf täglteh 9 Stunden ausgedehnt werden und durch eine zusammenhängende, mindestens 2-, 
längstens 3-slOndige Ruhepausa (Freistunden) unterbrochen werden, welche zur freien Verfügung 
des Aibeilnehmers steht und während der er den Betrieb verfassen kann. 

D ErhBhung derTarlfvergOtung bei Arbeit Im Teildienst 

Bei volizeltbeschäftigten Arbeilnehmem und Tellzeitfaeschäfliglen, deren wiSchenliiche Arbeitszeit an 5 
Ari3ailslagen mindestens 30 Stunden betragt, die mahr als 5-mal Im l\tonat TeiUienst (Unterbrechung 
von mindestens 2 Stunden) leisten, erhöht sich die TarifvergOtung in dem betreffenden Monat ab 01- 
01-2002 um EUH 72,- und ob 01.01.2003 um EUH BO,- 

E Zusätzlicher Frelzeltausgleleh bol Arbelt an sechs Tagen In der Woche 

FQr Arbelt an sechs Tagen In der Woche wird folgender zusätzlicher Ausgleich (neben dem 
Frelzeitausglalch nach § 6 G) geschaffen: 

Nach 8 Einsätzen dieser Art, dio nicht notwendigenvelse zusammenhängen müssen, wird ein 
zusätzlicher bezahlter freier Tag gewährt. 

Teilzeilbeschäftigte werden von dieser Regelung erfaßt, wann sie mehr als 24 Stunden In der 
Woche taUg sind. 

F HSchstarbellszelt pro Monat 

Öle monatliche KQchstartKitszelt darf 193 Stunden nicht überschreiten. 

G Frelzeltausgleleh bei Mehrarbelt 

1 .Die flbar die regelmäßige Arbellszeit gemäß § 6 A hinaus anfallende Artjeilszelt Ist Innerhalb von 3 
Monaten in Freizeit auszugleichen, In Saisonbetrieben spätestens am Ende der Saison. Sofern 
In Saisonbetrleben der Ausgleich der anfallenden Mehrarbeit erat zum Ende der Saison 
erfolgen soll, so Ist die monatlich angefallene Arbeitszeit gesondert zu dokumentieren. 
Aufzeichnungen der Arbeitnehmer sind für Ihre Wirksamkeit monatlich vom Arbeltgeber zu 
unterzeichnen. 

2. Erfolgt kein Freizeitausgleich, Ist dia angesammelte Aifaeitszeit mil dem Jeweiligen 
Mehrarbeitszuschlag nach § 7 abzugelten. 

H Arbeitszeit in Safsonbeirfeben und bei GroDveranataltungen 

Die Arbeltszelt kann abweichend von § 6 A und § 6 C auf täglich 10 Stunden bzw. wöchentlich 55 
Stunden festgelegt werden: 
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a] in Saisonbelrieben während der Saisonzeiten, dia Im Anhang des Lohn- und Gehaltstarifverlrages 
veroinbait sind, und 

b) In Betrieben bei Großveranstaltungen (Kongresse, (vlessen und Sportveranstaltungen) während 
deren Dauer und soweit der Belríeb von ihnen betroffen Ist. 

I NachtarbeitAJnterbrechung der Nachtarbeit/Ruhezeit 

1. In derzeit von 22.00 Uhr bis 6,00 Uhr morgens ist eine Unterbrechung der Arbeitszeit unzulässig. 

Wenn in die Arbeitszeit eines Nachlportlers regeimäßlg und in ertiebilchem Umfang 
Arbeitsbereitschaft fällt, kann die Arbeitszeit auch bis 10 Stunden täglich verlängert werden. 

2. Bei einer durch Pausen unterbrochenen Arbeitszeit muß zwischen 2 Arbeitsschlchlen eine 
ununterbrochene Ruhezelt von mindestens 12 Stunden Hegen. Innerhalb der jeweils festgelegten 
vrfSchantiichen Arbeitszeit Ist eine unlerschisdliche Verteilung der täglichen Arbeltszeit bis zur 
HSchsIdauer von 10 Stunden am Tage möglich. 

II Flexible Arbeitszeiten 

1. Die tägliche Aib^'tszeit kann zwischen 5 und 10 Shjnden en 5 Tagen pro Woche verteilt werden. 

Betrtebs, dia von dieser Flexibilität Gebrauch machen wollen, müssen folgende Voraussetzungen 
eriQllen: 

- Zwischen den Partelen muß ein schriftlicher Arbeltsvertrag bestehen. 
- Der Betlieb muß einen dokumenlenechten Soll- und Ist-Dienstplan fChren, in '' 

dem ein Arbeltszeitkonlo (ortgeschrietien wird. 
- Der Dienstplan Ist vom Arbeitnehmer monatlloh abzuzeichnen. Auf Wunsch des 

Arbertnehmens ist ihm eine Kopie auszuhändigen. 
- Evtl. vom AttJeitnehmar gefertigte Aufzekshnungen Gber seine Arbeitszeit 

geilen als Nachwels, wenn sie vom Artjettgeber abgezeichnet sind. 

2. Die Vorschriften des § 6,1 finden auch auf § 6,11 Anwendung, soweit der Wortlaut des § 6II dem 
nicht entgegensteht 

§7 
Mehmrtjeltsvergatung 

1. Mehrarbeit Ist jede über die regelmäßige monatliche Arbeitszeit (169 Stunden) hinausgehende 
Ari»')!. Jede angefangena halbe Stunde Ist als l\^Bhrari}eil und mindestens als halbe Stunde wie 
folgt zu vergQlen: 

Die GmndvergOtung für Mehrarbeit beträgt pro Stunde 1/169 des im Lohn- und Geahltslarifvertrag 
für die 169-stündige Art»ilszeit festgelegten Monatslohnes bzw. Gehalles. 

# 
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DerMehrartieltszuschlag beträgt: 
von der 1. bis 13. Oberslunde im Monat 25 % 
von dar 14. bis 29. Überstunde im Monat 35 % 
von der 30. Überstunde im Monat an Jeweils 50 %. 

2. Bei Mehrari}eit der Umsatzbeteillgten erhöht sich dar Garantielohn um die obengenannte 
GrundvergOtung. Die entsprechenden Zuschläge sind aus Mitteln des Arlraitgebers zu bezahlen. 

3. Sofern wegen Beginn oder Beendigung des Arbeltsverhällnlsses die regelmäßige monatliche 
Arbeitszeit (169 Stunden) nicht erreicht werden kann, entsteht der Anspruch auf Mehrartjeit mit 
Überschreitung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (39 Stunden), 

FOr dia 1. - 3. Überstunde in der Woche beträgt der Mehrarbeitszuschlag 25 %. 
Für die 4. - 6. Oberstunde in der Woche beträgt der Mehrarbeitszuschlag 35 %. 
Ab dar 7. Überstunde In der Woche beträgt der Mahrartjeitszuschlag 50 %. 

4. In den Sätzen der Vergütung für Auszubildende (Ziffer F des Lohn- und Gehaltstarifvertrages) sind 
die Zuschläge für gesetzltoh und tariflich zulässige SonntagsarfMil inbegriffen, soweit es sich nteht 
um Mehrartieil handelt. 

§8 
Ruhetage 

1. Jeder Arbaltnehmer erhält wöchentlich 2 Huhetago, davon einen ununterbrochenen Ober die Dauer 
von mindestens 24 Stunden tm Anschluß an eine Nachtmhe. Artseit welche an diesem Ruhetag 
geleistet wird, ist als Mehrarbeit mit 50 % besonders zu vergüten, soweit nicht Innerhalb von 2 
Wochen ein Ersatzruhetag gewährt wird. 

10 Sonntage Im Kalenderjahr sind beschäftlgungsfroi. 

2. Der 2. wöchentliche Ruhetag kann nur im Einverständnis mit dem Arbeitnehmer auch als 2 halbe 
Tage gewährt werden. Arbeitnehmer, die für einen ganzen Tag zum Dienst eingeteilt sind, haben 
Anspnich auf entsprechende Beschäftigung. 

Sollte aus betrieblichen Gründen der 2. wöchentlich^ Ruhetag nicht gewährt werden können, ist er 
Innertialb von 3 Monaten in Freizeit auszugleichen, in Saisonbetrioben spätestens am Ende der 
Saison. 

Erfolgt kein Freizeitausgleich, ist die angesammelte Arbeitszeit mit einem Zuschlag von 50 % 
abzugelten. 

3. FOr die auf Umsatzbeteiligung beschäftigten Arbeitnehmer erfolgt die Berechnung dar Vergütung 
analog § 10 Ziffer 8a und 8b (Uriaubsregelung). 

Der Zuschlag ist betrieblichen Mitteln zu entnehmen. 
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§9 
Felertaesausglelch und -Vergütung 5. Als gesetzliche Feiertage gelten zur Zelt In Baden-Württemberg 

Die Vergütung von Feiertagen regelt sich wie folgt: 

1.  Ist der Feiertag (flr den Arbeitnehmer ein Arbeltstag, an welchem er solne Aitieltskraft 
erbringt, so gilt: 

a) Handelt es sich um einen Montag - Freitag, so wird die Arbeltszelt, die nicht durch 
ttesondero trete Tage ausgeglichen wird, mit einem Zuschlag von 125 bzw. 150 Prozent 
(]e nach Fälerfag gem. § 34 B II EStG) aus dem Effekllwerdlenst gesondert vergütet. 
(Anmerkung: Dorzolt Ist FelertagsarfoeltfOrden 1. Mal und die Wclhnschtarelertage mit 
150 Prozent zu vergüten}. 

b) Handeil es sich um einen Samstag oder Sonnlag, so Ist weder ein Zuschlag noch 
gesonderte Freizeit zu gewShren. 

c) Aushilfen, die nur einem Feiertag beschäftigt werden, haben keinen Anspruch gem. 
ZIfferlB). 

é 

Neujahr 
Erschelngungsfest (6. Januar) 
Katfreitag 
Ostermontag 
I.Mai 
Christi Himmelfahrt 
Pfingstmontag 
Fronleichnam 
Tag der Deutschen Einheit: 3. Oktober 
Allerheiligen (1. Nov) 
Erster Weihnachtsteg 
Zweiter Weihnachtsteg 

§10 
Urlaub 

2.  Wird an einem Feiertag nicht gearbeitet, so gilt: 

a) Handelt es sich um einen Montag - Freitag, so wird twi Festbesoldaten der Feiertag 
unter Fortzahlung des vereinbarten Lohnes bzw. Gehaltes vergütet; Umsatzbetelllgte 
erhalten die Vergütung entsprechend der Berechnung nach Ziffer 3. 

b) Ist der arbellaf rale Feiertag zugleich der Ruhetag des Arbeitnahmars, so muS dieser 
bezahlt werden. 

c) Handelt es sich um einen Samstag oder Sonntag, so Ist weder zusätzliche Freizeit 
noch zusätzliche Vergütung, Bucii nicht t>el einem Ruhetag des Arbeitnehmers, zu 
gewahren. 

d) Ffilit der 1. Mai auf einen Samstag und Ist dieser ein Ruhetag, so muB dieser bezahlt 
werden. 

Anfallende ArtMitszelt, die durch besondere freie Tage - neben den wQchtenllchen 
Ruhetagen gemäS § B • ausgeglichen wird, Ist für Umsatzbetelllgte pro Tag In HBhe 1/22 
des monatlichen Effekllwerdlenstes, für Festbesoldete unter Fortzahlung des 
vorolnt>arten Lohnes bzw. Gehaltes, zu vergüten. 

4. Als Effekllwerdlenst Im Sinne dieser Vorschrift gilt: 

Für Festbesoldete der vereinbarte monatliche Lohn bzw. Gehalt, für Umsatzbetelllgte die 
In § 10 Ziffer Bb - Urlaub - getroffene Regelung, wobei die Quolelung 1/22 beträgt. 

1. Jeder Arbeitnehmer hat In Jedem Kalenderjahr Anspnich aut bezahlten Erholungsurlaub. Der volle 
Jahresurlaubsanspmch wird erstmalig nach sechsmonatigem Baslehen das Arbeilsvarhfittnisses 
.erwort>en. 

Z. Der Urlaub betragt jahrlich mindestens 25 Arbeilslage, wot>ei von der 5-Taga-Woche auszugehen 
Ist Bei ununterbrochener Beschaitigung im gleichen Betrieb erhShl sich der Urlaub: 

2. BeschattlgungsJahr (das dem ElntrtttsJahr folgende Kalenderjahr)     28 Tage 
3. BeschBftIgungsjahr 30 Tage 

3. Schwerbehinderte erhalten zusätzlichen Urlaub nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen. 

4. Anspruch aul ein Zwölftel des Jahresurlaubs íQr Jeden vollen Monat des Bestehens des 
Arbeilsverhältnlsses hat der Art>eitnehmer: 

a) IQr Zelten eines Kalendeqahres, für die er wegen Nichterfüllung der Wartezeit in diesem 
Kalenderjahr keinen vollen Urlaubsanspnjch en»Irbt; 

b) wenn er vor erfüllter Wartezelt aus dem ArbeilsverhSItnis ausscheidet; 

c) nach erfClller Wartezeit Im Kalendstjahr des Eintritts bzw. Austritts. 

Bnichtelie von Uriaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind au( volle Uriaubstage 
aufzuninden. 

Monate, In denen mehr als die Hallte geart>eitel wurde, werden als volle Monate gerechnet. 

Hat der Arbeitnehmer im Falle des Absatz 4 Buchstabe c bereits Urlaub über den Ihm zustehenden 
Umlang hinaus erhalten, so kann das dafür gezahlte Uriaubsenigeit nicht zurOckgelordert werden. 
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5. Der Anspruch auf Urlaub besteht nicht, soweit dem Aibeifnehmer lOr das laufende Kalandeijahr 
berells von einem früheren Arbeitgeber Urlaub gewährt worden Ist Der Art>eltgeber ist verpflichtet, 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Ariseitnehmer eine Bescheinigung Ober den im 
laufenden Kalendaijahr gewährten oder abgegoltenen Uriaub auszuhändigen. 

6. Für den Anspruch auf zusätzlichen Urlaub gemäß Ziffer 2 gilt die Arbeit der Saisonarbeiter dann 
nicht als unterbrochen, wenn sie Infolge des Charakters des Betriebes als Saisonbetrieb ausgesetzt 
werden muQta. 

Die Saisonzeiten Innerhalb eines Kalenderjahres gelten als Kalenderjahr Im Sinne derZifrer2 
dieses Paragraphen, sofern der Arbeitnehmer in den vorausgegangenen Kalender- 
Jahren mindestens jeweils 75 Prozent der Saisonzeit gearbeitet hat. 

7. a] Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Uilaubswünsche des Arbeitnehmers zu 
berückslchligen, es sei denn, daß ihrer Berücksichligung dringende betriebliche Belange 
oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtpunkten den Vorrang 
verdienen, entgegenstehen. 

b) Der Urlaub ist zusammenhängend zu gewähren, es sei denn, daB dringende betriebliche 
oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe eine Teilung des Uriaubs 
erforderlich machen. 

c) Der Uriaub muD im laufenden Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine 
Übertragung des Uriaubs auf das nächste Kalenderjahr Ist nur statthaft, wenn dringende 
betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. Im 
Falle der Oberlragung muß der Uriaub In den ersten drei Monaten des folgenden 
Kalendeifahres gewährt und genommen werden. Auf Verfangen des Artieilnehmers Ist ein 
nach Ziffer 4 a entstehender Telluriaub Jedoch auf das nächste Kalenderjahr zu überfragen. 

Kann der Urfaub wegen Beendigung des Arfaeilsverhältnlsses nicht mehr ganz oder teilweise 
genommen werden, so Ist er abzugelten. 

8. a) Als Uriaubsvergülung erhalten alle festbesoldeten Arbeitnehmer pro Uriaubslag 1/22 ihres 
monatlichen Gesamtverďienstes. 

b) Die Umsalzbetelllgten erhalten für jeden Uriaubslag 1/22 ihres monatlichen 
Etfektiwerdiensles. 
Der monatliche Effekliwerdiensl wird aus dem Durchschnitt des Elfektiwerdienstes des 
vorausgegangenen Kalenderjahres errechnet. 

Bei Umsatzbeteinglen, die erst kurze Zeit im Betrieb tatig dnd, en'echnet steh der 
Effekliwerdiensl nach dem Durchschnitt ihrer Einkünfte während der Beschäftigungszeit Im 
Betrieb, 0er EKekliwerdienst aus dem vorangegangenen Jahr Ist dann zugrundezulegen, 
wenn der/Arbeitnehmer In diesem mindestens 10 IVtonate Im Betrieb beschäftigt war. 
Eine Entnahme der UrfaubsvergOtung aus der Bedlenungsgeldkasse (Tronc) Ist unzulässig. 

c] VerdienstkOrzungen die Im Berechnungszeltraum Infolge von Kurzart>eit, Arbeitsausfällen 
oder unverschuldetem Ariieltsversäumnls eintreten, bleiben für die Berechnung des 
Arbeitsentgelts außer Belradit. 

e)  Das Uriaubsentgelt ist auf Wunsch des Aripeilnehmens vor Antritt des Uriaubs auszuzahlen. 
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9, Nimmt ein beuriaubter Ariseitnehmer während seines Uriaubs eine andere auf Enwerb gerichtete 
Beschäftigung an, so variiert er jeden /Anspruch auf Uriaubsvergülung. 

10. Erivankt ein Arbeitnehmer während des Uriaubs, so werden die durch ärzUkďies Zeugnis 
nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresuriaub nicht angerechnet 

§11 
Zusätzliches Urteubsgeld 

1. Alte Arfjeilnehmar erhaltan unter Zugnjndeiegung der Urfaubsregelung dieses Manteltarifvertrages 
ein zusätzliches UriaubsgeM In folgender HOhe: 

In den Jahren 

Im 2, Beachsnigungsjahr 

(m 3. BeschSFtlgungsJahr 

2002-2003        2004 

B Euro 

9 Euro 

2005 

9 Euro 10 Euro!  brutto pro 
f- Uriaulislag 

10 Euro 11 EuroJ 

Das Uriaubsgeld Isťaus betrieblichen Mitteln und vor Antritt des Uriaubs zu zahlen. 

2. Teilzeitbeschäftigto (Art)oltnehmer, mit denen eine geringere als die regelmäßige Art>ellszelt 
vereinbart Ist) erhalten das Uriaubsgeld Im Verhältnis der mit ihnen vereinbarten Artjeilszeit zur 
regelmäßigen /Arbeitszelt des Betriebes. 

3. Jugendliche Art>eltnehmer unter 18 Jahren und Auszubildende erhalten pro Kalenderjahr ein 
zusätzliches Uriaubsgeld In folgender HOhe: 

180 Euro 

Im Jahr des Eintritts bzw. Austritts ertialten die Betroffenen fijr jeden vollen Monat des Bestehens 
des Artieits- bzw. Ausbildungsverhältnlsses ein Zwölftel, § 10 /\bs. 4 gilt entsprechend. 

Das zusätzliche Uriaubsgeld tür Jugendliche Artieilnehmer und für Auszubildende Ist vor Antritt des 
Uriaubs zu zahlen, sofern nteht mit dem Betroffenen eine andere Regelung vereinbart wurde. 

§12 
Regelungen IQr Auszubildende 

A Ausbildungszeit 

1. Für Auszubildende unter 18 Jahren gelten die Bestimmungen des Jungendarfieitsschulzgesetzes. 

2. Bei Auszubildenden Ober 1B Jahren entspricht die Ausbildungszeit der Regelung der 
§§ 8 und 8. 

Dia regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeil beträgt 39 Stunden 
ausschließlich der Essens- und Ruhepausen (Rubrik I) 
Bei Auszubildenden über 16 Jahren kann die wöchentliche Ausbildungszeit, 
ausschließlich der Essens- und Ruhepausen, auf höchstens 44 Stunden ausgedehnt 
werden. (Rubrik IQ 
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3. Die AusbildungsvergOiungen werden daher wie folgt geregelt: 
a) Die in Rubrik 1 ausgewiesenen AusblldungsvergQtungen gölten fOralle 

Auszubildenden, die nicht mehr als 39 Stunden In dar Woche tätig sind. 
b) Dia Rubrik II gilt f Or volijahriga Auszubildende, dia pro Woche mehr als 

39 Stunden, maximal 44 Stunden taiig sind. 

Durch dia Bezahlung der AusblldungsvergQtungen In der Rubrík II sind die entsprechenden 
MehrabeilsvergQlungen abgegolten. 

Trotz Wegfall des § 9 Abs. 4 JArbSchG Ist In der Regel die Beschäftigung eines 
volljährigen Auszubildenden während des Blockuntenrlchles nicht möglich, es 
sei denn, der Unterricht erfolgt an nur 4 oder weniger Tagen In der Woche. 

Von der Schule verursachter Unterrichtsausfall kann nicht zu Minusstunden fahren, es sei 
denn, es handelt sich um ganze Tage, sofern diese zusammenhangend am Anfang oder Ende 
einer Kalendeiwocho liegen und der Unlerrlchlsausfall bekanntgegeben worden Ist. 

B Urlaub 

1. FOr Auszubildende gelten die Uriaubsbeslimmungen des § 10. 
2. Das Urlaub^ahrlst das Kalenderjahr. 

C Intematskosten 

1. Die Kostenbeteiligung bei Intemalsunterbringung dar AuszubiWanden regell sich wie folgt: 

Der nach Anrechnung der Landssbelhilfe verbleibende Beirag für die internalskoslen Ist ]o zur 
Hälfls vom Ausblldungsbslrieb und vom Auszubildenden zu tragen. 

2. Falls eine Änderung der staatlichen Bezuschussung von derzeit 50 Prozent erfolgt, verplllchten sich 
die Taritvattraospartelen, unverzOgilch eine neue Regelung zu treffen. 

Anmerkung: Hne Kürzung der Ausblldungsvergülung darf inlolge der Kostenübemahme nicht 
erfolgen. 

3. Sollte aus dringenden betrieblichen Gründen der'Auszubildende während des Abschnitts das 
Btockuntem'chts an den Benifsschulsn für das Hotel- und Gaststältengewerba Im 
Ausbildungsbetrieb eingesetzt werden, Ist für dia anfallende Ausbildungszeit, solem nicht innertialb 
von einem Monat nach Beendigung des jaweiHaen Blockunlerrichls Freizeilausglelch erfolgt, ein 
Zuschlag von 100 Prozent zu vergüten. Entstandene Fahrtkosten sind zu vergüten. 

Dia Teilnahme an betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen während des Abschnitts des 
Blockunlerrichls an den Benjfsschulen für das Hotel- und Gaslstättengewerbe Ist freiwillig. 

§13 
Lohnzahlung bei Arfoellsversäumnla,  ' 

Arlieltaunterbrechung, Krankheit- 
Beihilfe Im Sterbefall 

1. Alle Art>eitnehmer erhalten bei Forlbestehen des Artjeltsverhältnlsses unter Fortzahlung Ihrer volten 
Bezöge - Prozenlempfänger gemäß § 9 Ziff. 3 (Felertagsvergülung) - Freizeit In erforderitchem 
Umlang bis zur Dauer von 3 Arbeitstagen 

a) bei eigener Hochzelt 
b) bei Niederkunft dar Ehelrau 
c) bei Todesfällen der Familienmitglieder 

Als Familienmitglieder gellen: Ehegatten, Kinder, Stief- und Pflegekinder, Eltern, Stiel- und 
Pflegeellem. Schwiegereltern. Geschwister, Großeltern. 

d) Bei Wohnungswechsel (Umzug) von Arbeitnehmern mit eigenem Hausstand. 
Sofern in Fällen von Ariieilsvarhlnderung gesetzliche Ansprüche auf Erstattung 
von Lohnausfall gegen Dritte - auch subsidiär (nachranglg) - bestehen, hat dar 
Arbeitnehmer kein Anspnjch auf Lohnfottzahlung. 

2. Dia gleiche Vergütung wie In Zilfer 1 wird - soweit keine andere Entschädigung eintritt - bis zur 
Höchstdauer von 3 Tagen fortgewährt, 

bei Versäumnis zur Wahrnehmung slaalsbOrgerilcher Rechte und Ehrenämter, auch solcher 
gewerkschaftlicher Art, 

bei Voriadung durch ein Gericht als Beisitzer, Sachverständiger oder Zeugs. 

Nach erfolgter Kündigung gelten zum Aufsuchen eines anderen Artieltsplalzes die gesetzlichen 
Bestimmungen. 

3. Die Art»itnehmer haben in den vorslohendon Fällen rechtzeitig um Artseilsbofreiung 
nachzusuchen. Ist Ihnen dies nicht möglich, so haben sie spätestens nach Ablauf von 3 Tagen nach 
dem ersten Artiellsversäumnls den Grund der Art>sltsbehlnderung nachzuweisen. 

Nachwels der ArfoeltsunfShlgkeil 

Wird ein Art>eltnehmer bei nachgewlesenor Arbeitsunfähigkeit Infolge Krankheit an 
seiner Arbeitsleistung verhindert, ohne daß Ihn hieran ein Verschulden trifft, so hat er 
Anspruch auf Enigeltfortzahlung Im Krankheitsfall durch den Art>eltgeber für die Zelt der 
Arbetlsunffihlgkelt bis zur Dauer von sechs Wochen. 
Der Anspruch auf Entgeltfortzahlung entsteht nach 4-wöchIger ununterbrochener Dauer des 
Arboltsverhällnlsses. 
Berechnungsgrundlaga für die Entgeltfortzahlung Ist bei Umsatzbetelllgten 1/22 
des monatlichen Effekllvverdlenstes pro Arbeltstag der Arbeitsunfähigkeit, t>el 
Festbesoldelen der vereinbarte Lohn bzw. Gehalt. 

Arbeitnehmer, die Ihre Arbeitsunfähigkeit später als 3 Tage anzeigen und nicht innerhalb dieser 
Frist nachweisen, tiegehen Im Wiederholungsfeül und nach Abmahnung einen 
Artieltsvertragsbnjch. Bei einer Ober 6 Wochen hinausgehenden Erkrankung hat der Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber unverzüglich eine Kilitteilung über die Fortdauer und das voraussichtliche Ende der 
Eritrankung zu machen, um die Erstellung des Dienstplanes sicherstellen zu können. 
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5. Stirbt ein Arbeitnehmer, der mindestens dre! Jahre Im Betrieb beschäftigt war, so Ist sein Lohn oder 
Gehall auf der Basis des EHel^liwerdienstes för dfe Dauer von zwei Wochen - vom Todestag an 
gerechnet - an den mit Ihm in Hausgemeinschaft lebenden Ehegatten oder an die noch 
minderjčkhrigen Kinder weiterzuzahlen. 

Dem verstorbenen Verheirateten isl der Ledige gleichzusleilen, wenn er alieiniger Ernährer seiner 
Eltern war; an diese erfolgt die Lohnfortzahlung. 

Die Dauer der Weitelzahlung von Lohn oder Gehalt verlängert sich nach 
einer Betriebszugeh6rigl<eit von 5 Jahren auf 4 Wochen, 
einer Betriebszugehörigl^elt von 9 Jahren auf 6 Wochen. 
Beim Tod durch Betriebsunfall entfallt die Wartezeit. 

6. Alle aus Vorstehendem anfallenden VergQlungcn an Arbeitnehmer resp. deren Angehörige sind 
vom Art>eitgeber aus eigenen Mitteln zu bestreiten. 

§14 
Kost und Wohnung 

1. Die im Lohn- und Gehaltsiarifvertrag.vereinbarten Betrags sind BnjttobezOge. Die Arbeitnehmer 
haben l<einen Anspruch auf Naturalle'slungen (Kost, Wohnung usw.). 

2. Es liegt Im freien Ermessen eines jeden Arbeitnehmers, ob er bei einem ontsprechondon Angebot 
des Arbeilgebers Verpflegung. Wohnung, Unterkunft ganz oder teilweise vom Betrieb l<auran oder 
mieten will. Entscheidet er sich hierzu, dann Ist er Käufer oder f^ieter resp. Untermieter und zahlt 
dafür den vereinbarten Preis. 

Diese Vereinbarung I<ann nur mit einmonatiger Fnslzum fiilonatsende gekündigt werden und endet 
automatisch 1}BI Beendigung des Arbeltsverhälinlsses. 

3. Bei den in der Küche beschäftlgien Arbeitnahmem Ist davon auszugehen, daß sie mindestens eina 
Hauptmahlzeit einnehmen. Der in der amtlichen Sachbezugswertverordnung festgesalzle Betrag 
darf hierfür höchstens in Rechnung gestellt werden. 

4. Wohnraum wird nur im Rahmen des Arbeitsverhäilnisses zur Verfügung gestellt. Er braucht bei 
Beendigung des Ariieitsverhältnlsses nicht gesondert gekündigt werden. Der Arbeitnehmer ist 
verpflichtet, den Wohnraum bei rechlskrähiger Beendigung des Arbeitsverhäilnisses zu rBumen und 
herauszugeben. Nicht betroffen von dieser Regelung Ist Wohnraum, der aus mehrals einem 
Zimmer besteht. 

Hiervon abweichende Vereinbamngen bedürfen der Schriftform 

§15     . 
Jahre ssondervergfitung 

1. Arbeitnehmer, die am 1. November eines Kalenderjahres eine ununterbrochene 
Belriebszugehörigkeil von 10 f^lonaten hatien und die an diesem Tage in einem ungekOndigtem 
Aibeitsverhältnis stehen, erhallen eine Jahressonden/ergütung in Form einer 
Weihnachtsgratifikalion. 

Diese betragt: ab 2002: 
ab 2003: 
ab 2005: 

EUR 512,- 
EUR580,- 
EUR 830,- 

i) 

Arbeitnehmer die am 1. November länger ala 2 Jahre Im gleichen Betrieb beschäftigt sind, 
erhalten 2002 EUR 614, ab 2003 EUR 700,- und ab 2005 EUR 750 

Auszubildende erhalten folgende JahressondervergOtung : 
2002 ab 2003 

lml.AusbIldune:y'tihr EUR 77,- EUR 90,- 
Ira 2, Ausbildungsjühr EUR Jl 03,- EUR 115,- 
Im3.AusbiIdnngsJahr EUR 141.- EUR 155,- 

Z. Tellzellbeschäfligte erhalten die Jahressonden/ergütung in einer Höhe, die dem Verhältnis der mit 
ihnen vereinbarten Aiteitszeit zur regelmäßigen tariflichen Artreitszeit entspricht 

Für den Anspruch auf JahressondervergOtung gemäß Abs. 1 flilt die Arbelt der Satsonartseitnehmer 
dann nicht als unterbrochen, wenn sie infofge des Charakters des Betriebes als Saisonbelriebe 
ausgesetzt werden mußte. 

Die JahressondervergOtung wird nach Erfüllung der Warlelrist entsprechend Abs. 1 um 1/12 für 
jeden Kalendermonat'derNichlbeschäftigung gekürzt. 

Die Wartelrist gilt als erfüllt, wenn der Artseilnehmer Im gleichen Betrieb 11 Monate lang innerhalb 
von 2 aufeinanderfolgenden Jahren beschäftigt war. 

Anspmchsberechligte Arbeitnehmer, deren Arbeitsvertiäilnis im Kalendeijahr kraft Gesetz oder 
Vereinbarung ruht, hatren keinen Anspruch auf die JahressondervergOtung. Ruht das 
Arbeitsvertiäilnis im Kalendeijahr nur teilweise, so besteht nur Anspruch auf anteinge Leistung. 

3. Bei Krankheit kann, wenn die Arbeitsuhlertirechung länger als 6 Monate dauert, die 
JahressondervergOtung für jeden angelangenen Monat um ein Zwölftel gekOrzt werden, es sei 
denn, die Krankheil Ist Folge eines Betriebsunfalles oder einer Bernfskrankhelt. 

4. Scheidet ein Artseilnehmer vor dem 1. April des folgenden Kalenderjahres aus dem 
Artjeitsverfiällnls aus, so kann die lOO,- Euro hinausgehende Jahressondervergütung im Rahmen 
der Gnindsätze der Rechtsprechung des BundesarbeilsgerJchles zurückgefordert werden. Sie gilt 
insoweit als EntgeltvorschuB. 

Die Rückzahlung entfällt beim Ausscheiden wegen Erreichens der Altersgrenze oder infolge Beruls- 
oder Erwertisunfähigkeit sowie bei Kündigung durch den Artieilgeber aus betriebsbedingten 
Grijnden bzw. bei AullSsung des Arbeilsverhällnisses im gegenseitigen Einvernehmen, es sei denn, 
die AuIlOsungsvereinbarung erfolgt zur Abwendung einer arbeilgeberseitigen verhaltensbedingten 
Kündigung. 

5. Auf die JahressondervergOtung können freiwillig oder einzeivertraglich vereinbarte betriebliche 
Leislungen wie 13. Monalsentgeli, Gratifikationen, Weihnachtsgelder, Jahresabschlußprämien, 
übertarifliches Uriaubsgeld und ähnliches angerechnet werden. 

6. Die Jahressondeizahlung Isl, soweit im Einverständnis mit dem Betriebsrat oder, wo ein solcher 
nicht besieht, mit dem betroffenen Arbeitnehmer, nichts anderes verelntiart, mit dem Entgelt für den 
Monat November auszuzahlen. 
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§16 
Garderobe-, Berulswäsche und -Kleidung - Varsichemng 

1. Dia flbllche BemfsWeldung Ist vom Arbeitnehmer selbst zu stellen. Als Obliche Benjfslileldung gilt: 

für Kellner der Einheitsanzug oder weiße Jacke, in Betrieben ersten Ranges Itann Frack verlangt 
werden; für weibliches Servlerpersonal möglichst dunkle Kleidung mit weißer ServierschOrze. 

Sen/iertOcher, KochschQrzen, Vorsteckerund Handtücher stellt der Artxsilgeber. 

Besondere Ausrüstungsslücka wie Livreen, Tressen. Litzen und Knöpfe werden vom Artjeitgeber 
gestellL 

2. In Beirieben, In welchen das Tragen spezieller Bernfstrachl verlangt wird, ist diese vom Arbeitgeber 
zu stellen. Sie bleibt Eigentum des Betriebes. 

Wenn der Betrieb von BOfetlkräften, VerkSuferTinnen, Zimmermädchen oder Garderobefrauen das 
Tragen von Hauben oder besonderen gleichmäßigen Waschkleidern veriangt, so hat der diese zu 
eigenen Lasten zu stellen und auch zu reinigen. Die Beschaffung aller sonst üblichen 
BemlsWaldung obliegt den Arbeilnehmem. 

Berufswäsche des Kochpersonals (Kochjacken usw.) ist vom Betrieb zu rainigen bzw. Ist hierfOr das 
tatsächlich aufgawandle Waschgeld monatlich zu ersetzen. Insoweit andere Arfaellnehmergnjppan 
tariflichen Anspnich auf Reinigung der Bernfswäscha haben, gelten dieselben Bestimmungen. 

Dam im Betrieb brw. Haus wohnenden Personal muß die Möglichkeil gegeben werden, seine 
Leibwäsche Im Beirieb zu reinigen. 

3. Für die Aulbewahmng der Garderobe hat dar Betriebsinhaber verschließbare Schränke bzw. 
Räume zur Verfügung zu steilen. 

4. Die Garderobe, Wäsche und sonstiges Eigentum der Arbeitnehmer sind in einer ihrem Zeitwert 
entsprechenden Höhe gegen Feuer und Einbnich-Dlebstahl zu versichern.Die Versicherungsprämie 
trägt der Arbeitgeber. 

§17 
Werkzeug - Putzmaterlal 

Das Stellen sowie die Instandhaltung dar notwendigen Weriaeuge der Handweri^er, Köche, 
Konditoren und Schlächter des nötigen Putzzeuges und Schuhputzmateriais der Hotel- und 
Penslonshausdiener sowie des Putzmaterials für das Toilettenpersonal ist Sache des Betriebes. 

Ci 

§18 
Putzarbeiten 

Außer der üblichen Sen/ierarbeit einschließlich aller Vor- und Nacharbeiten hat das Senrierpersonal 
neben dem Polieren der Gläser nur die ständig auf den Tischen befindlichen Gegenstände (Menage, 
Aschenbecher usw.) sauberzuhalten. In Kleinbetrieben mit nicht mehr als 3 ständig beschäftiglen 
Arbeitnehmern ist das Servlerpersonal auch zum Spülen und Polieren der Gläser und zum Polieren 
des Bestecks verpilichtet. 

Alle groben Putzarbeilen sind gmndsätzKch vom festbesoldeten Hillspersonal auszulühren. 

§19 
AbzOge - Abgaben 

Abzöge vom Lohn für Geschin'-. Gläsertiruoh und dgl. bzw. Abgaben irgendwelcher Art dürfen in 
keiner Forni erfolgen; ausgenommen sind die anteülgen Sozialversicherungsbeilräge und 
Lohnsteuem. Der Artseitnehmer ist jedoch für alle Bruchschäden zum Seibslkoslenpreis persönlich 
haftbar, die durch Vorsatz entstehen. Bei grober Fahriässigkeit kann nach vorheriger schriflllcher 
Abmahnung ebenfalls Schadenersatz in Höhe des Selbstkostenpreises veriangt werden. 

§20 
Kaution -Zechprellereien - Kreditgewährung 

1. Die Stellung einer Kaution darf vom Arbeilnehmer nicht verlangt werden. 

2. Für Zechprellerelen haftet der Arbeitnehmer nur dann, wenn er diese vorsätzlich oder fahriässig 
verschuldet hat. Er haftet nicht, wann ihm das sofortige Kassieren untersagt Ist. Der Arbeitgeber hat 
genaue Anordnung zu treffen, wann zu kassleren ist 

Der Arbeitnehmer ist vcrpflichtel dem Arbeitgeber von Jeder Zechprellerei sofort Ivieldung zu 
machen. 

3. Eine Kredilgewähning an Gäste zu Lasten des Betriebes ist nicht gestattet 

Holelportiers haften nicht für Ausfälle an von Ihnen gemachten Auslagen, wenn ihnen nicht gestattet 
ist. dieselben sofort zu kassieren. Auf Verfangen müssen Auslagen auf die Rechnung gesetzt 
werden. 

;.  Die Erhebung von Mankogeld Ist nicht zulässig, sofern keine Mankogeldverelnbarung 
besteht. Eine derartige Vereinbarung muß auch die Zahlung eines Pauschalbetrages als 
Ausglelchszahlung beinhalten. 

§21 
Belrlcbsvortretung und Vertrauensleute 

Für die Em'chlung der Belrlebsvertrelung (Wahl von Betriebsräten) gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen. In Betrieben, in denen aus irgendwelchen Gründen die Betriebsvertretung nicht 
Zustande gekommen ist, kann aus der Mitte der Arbeitnehmer in geheimer Wahl mit einlacher 
Sllmmenmehrtielt ein Vertrauensmann gewählt werden. 
Für diesen gelten die gleichen KOndigungsschutzbestimmungen wie für die Betriebsräte. 
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§22 
Sondervereinbarung 

Alle mi5ndltehan oderschriHRchen Vereinbamngen rwischon den einzelnen Arfaeitgebam und 
Arbetlnehmem oder zwischen dem Arbeitgeber und der Arbeilnehmarschalt eines Betriebes 
(Betricbsvereinbarung] sind ungQltig, soweit sla irgandwetehe Anspri}che aus dem TaijfvsihSItnis 
preisgeben oder die in diesem Tarifvertrag getroffenen Vereintxinjngen zuungunsten der 
Arbeitnehmer umändern bzw. abändern. 
EriaOvertrSge, auch in der Form der AusglBlchsquitlung, sind schriftlich nledeizulegen. Sie sind 
ungültig, falls sla Innerhalb von tíner Woche schriftlich widemifen worden. 

§23 
AusschluBfrlsten 

a) Ansprüche für über die vereinbarte Regelarbeitszelt hinaus geleistete Mehrarbeitszeit, wetcha 
Innerhalb einer Ausschlußtrist von 3 Monaten nach erfolgter Abrechnung nicht schriftHch geltend 
gemacht werden, sind verwirkt 
Für AusglelchsansprOche gBmaß§6Gund§8 Ziffer 2 beträgt die AusschluBFrist 3 Monate   nach 
Ablauf des Ausgleichszeitraums der §§ 5 G und 8 Ziff. 2 (Beispiel: 3 Monate Ausgleichszeltraum - 
plus 3 Monate Ausschlußfrist}, In Saisonbetrieben beginnt sine 2monatiga Aussohlußfrlst mit dem 
tatsächlichen Ausscheiden aus dam Betrieb, spätestens am Ende der Saison und nach erfolgter 
Abrechnung 

b) Ansprüche wegen falscher tariilichar Einstufung sind nach Ablauf einer Ausschlußfrist von 3 
Monaten, gerechnet vom Tage der Abrechnung, venwlrkt, sofern sla nicht innerhalb der Frist von 3 
Monaten schriftlich geltend gemacht sind. 

0}   Alle gegenseib'gsn Ansprüche aus dem ArtialtsverhailnIs/AusblldungsverhSItnIs sind nach 
Ablauf 
einer Ausschlußlrisi von 2 Monaten, gerechnet vom Tage des talsächlichen Ausscheidens aus 
dem Betrieb, vanrôkt, sofern äo nicht innerhalb dieser Frist schriftlich und spätestens innerhalb 
des dritten Monats nach dem Ausscheiden gerichtlich geilend gemacht sind. 

Macht Innerhalb dieser Ausschlußfrist eine Partei eine Fordamng geltend, so beginnt für die andera 
Partei eine neuo AusschlußFrist von einem Monat. 

d) Schadenersatzanspruchs aus einem AusbildungsverhSlinis sind 6 Monato nach Beendigung des 
Ausblldungavarhällnissos verwiri<t. 

e) Voraussetzung für das Wirfcsamwerden der AusschluBfristen der Ziffern a bis d Ist die Erteilung und 
Aushändigung einer ordnungsgemäßen Abrechnung gemäß § 51., C1 an die letela dem Beirieb 
tiekanntgegcbene Anschrift 

§24 
Tarifliche Schledsgerfchle 

Zur Beilegung von StralHgkelten, die sich aus der Auslegung dieses Tarifvertrages ergeben, werden 
örtliche Schiedsgerichte, für aUgemelne und grundsätzliche Fragen ein Landessehiedsgerichl gebildet. 
Die örtlichen Schiedsgerichte bestehen aus ]e einem, das Landessehiedsgerichl aus ie zwei Vertrelem 
der TarIfvertVagspartelen. 

Kommt vor den örtlichen Schiedsgerichten keine Einigung zustande, so Ist der Fall dem 
landessehiedsgerichl zu übenvelsen. das durch einen unparteiischen Vorsitzenden geleitet wird. 
Einigen sich die Parteien über die Person des Vorabenden nicht, wird dieser von dorn PräsWanten 
des Landesarbellsgerichles Baden-Württemberg als beslellende Instanz bestimmt 
Ein Schiedsspruch des Landesschlsdsgertehtes Ist für die Partelen bindend. 
Kommt kein Schiedsspruch zustande, so ist der SIrettfall dem Arbeitsgericht zur Entscheidung 
vorzulegen. 

Die Schiedsgerichte haben späteslens 14 Tage nach Anruf tätig zu sein, andernfalls entsohaWot das 
Arbeitsgericht 

Für Einzelfälle wegen Nichteriüliung von Ansprüchen (Leistungsklage) sind grundsätzlich nur die 
Aibeilsgerichle zuständig. 

§25 
Gerichtsstand 

Gerichtsstand Ist der SHz des Betriebes. 

§26 
Inkrafttreten 

Dieser Mantellarifvertrag tritt mit Wiri<ung eb 01.01.2002 in Kraft. Sämtliche 
Wsher bestehenden Regelungen werden durch ihn ersetzt. 

§27 
Laufzeit 

Der Manleltarifvertrag kann mit einer KOndIgungsIrlst von 3 Monaten zum Quartal, erstmals ]edoch 
zum 31.1}ezembBr2a05 gekunďigt werden 

Stuttgart, den 1B. MBR2002 

Hotel- und Gaststättenvertjand 
DEHOGA Baden- Württemberg e^V. 

En^lhardt 

Gewericschaft Nahning-Genuß-Gasistätten 
LandosbBziri<;,Baden-WDrt1emberg 
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